
  Fragen 1 und 2 
BGH IV. Senat    15.01.2025     IV ZR 166/24 
 

Geltendmachung von Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüchen 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Die Auskunft gegenüber dem Pflichtteilsberechtigten nach § 2314 Abs. 1 Satz 1 BGB ist von den Erben zu 
erteilen. 
 

Sachverhalt 
 

I. Die Klägerin macht im Wege der Stufenklage Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüche geltend. Die 
Beklagten wenden sich gegen ihre Verurteilung zur Auskunftserteilung. 
 

Die Klägerin ist eine Tochter des am 14. August 2022 verstorbenen Erblassers aus dessen erster Ehe. Zum 
Zeitpunkt seines Todes war der Erblasser in zweiter Ehe verheiratet. Er hinterlässt aus erster Ehe vier Kinder, 
die Klägerin und die Beklagten zu 1 bis 3, und aus zweiter Ehe zwei Kinder, die Beklagten zu 4 und 5. Der 
Erblasser traf mehrere Verfügungen von Todes wegen, unter anderem einen am 15. November 1995 ge-
schlossenen Erbvertrag zwischen ihm, seiner zweiten Ehefrau und den Beklagten zu 1 bis 3, ein Testament 
vom 28. Juli 2015 und ein Testament vom 11. September 2019. In dem Erbvertrag setzte der Erblasser die 
Beklagten zu 1 bis 3 sowie "die leiblichen Abkömmlinge und nasciturus" aus seiner zweiten Ehe zu gleichen 
Teilen zu Erben ein. Der Klägerin wurden drei Eigentumswohnungen unter Anrechnung auf ihren gesetzlichen 
Pflichtteil zugewandt. 
 

In seinem letzten Testament vom 11. September 2019 bestimmte der Erblasser unter der Überschrift "Erben" 
unter anderem: 
 

"Ich möchte unter keinen Umständen, dass [Beklagte zu 1 bis 3] meine Erben werden. Ich enterbe sie daher 
hiermit aus allen in Betracht kommenden Gesichtspunkten und setze zu meinen alleinigen Erben meine bei-
den Kinder [Beklagte zu 4 und 5] zu gleichen Teilen ein. Ich ermächtige beide Kinder hiermit auch dazu, alle 
Maßnahmen zu veranlassen, um meine anderen Kinder [Beklagte zu 1 bis 3] vom Erbrecht auszuschließen." 
 

Sowohl in dem Erbvertrag vom November 1995 als auch in dem Testament vom September 2019 setzte der 
Erblasser seine zweite Ehefrau - in unterschiedlichem Umfang - zu seiner Testamentsvollstreckerin ein. Diese 
beantragte die Erteilung eines Testamentsvollstreckerzeugnisses zu ihren Gunsten. Der Beklagte zu 1 bean-
tragte einen gemeinschaftlichen Erbschein mit dem Inhalt, dass alle Kinder des Erblassers außer der Klägerin 
Mitglied der nach dem Erblasser bestehenden Erbengemeinschaft geworden sind. Weder ein Erbschein noch 
ein Testamentsvollstreckerzeugnis sind bisher erteilt worden. Zwischen dem Erblasser und den Beklagten zu 
1 bis 3 bestand bis zu seinem Tod seit Jahren kein persönlicher Kontakt mehr. Die Beklagten zu 4 und 5 
lebten mit dem Erblasser und dessen zweiter Ehefrau - mit ihr bis jetzt - in häuslicher Gemeinschaft. 
 

Das Landgericht hat alle Beklagten durch Teilurteil auf der ersten Stufe antragsgemäß verurteilt, der Klägerin 
näher bestimmte Auskunft zu erteilen, und zwar erstens über den Bestand des Nachlasses des Erblassers 
durch Vorlage eines Verzeichnisses gemäß §§ 2314, 260 BGB, das sämtliche beim Erbfall vorhandenen Ak-
tiva enthält, zweitens über sämtliche lebzeitigen unentgeltlichen Zuwendungen des Erblassers innerhalb von 
10 Jahren vor dessen Todestag sowie 3. über sämtliche gemäß §§ 2050 ff. BGB ausgleichungspflichtige Zu-
wendungen an Abkömmlinge und 4. der Klägerin zu sämtlichen Auskünften näher bestimmte Belege zur Iden-
tifikation der Gegenstände vorzulegen. Das Oberlandesgericht hat die dagegen gerichtete Berufung der Be-
klagten zu 4 und 5 durch Beschluss gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückgewiesen. Es hat das angefochtene 
Urteil für ohne Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar erklärt und die Entscheidung hinsichtlich der vorläu-
figen Vollstreckbarkeit auf § 708 Nr. 10, § 711 Satz 1 und 2, § 709 Satz 2 ZPO gestützt. Die Sicherheitsleistung 
der Beklagten hinsichtlich ihrer Abwendungsbefugnis hat es auf 3.333.333 € und den Streitwert für die Beru-
fung der Beklagten zu 4 und 5 auf 10.000 € festgesetzt. 
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Entscheidungsgründe 
 

II. 1. Der zulässige Antrag auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung ist unbegründet. 
 

a) Wird gegen ein für vorläufig vollstreckbar erklärtes Urteil Revision eingelegt, so ordnet das Revisionsgericht 
gemäß § 719 Abs. 2 Satz 1 ZPO auf Antrag an, dass die Zwangsvollstreckung einstweilen eingestellt wird, 
wenn die Vollstreckung dem Schuldner einen nicht zu ersetzenden Nachteil bringen würde und nicht ein über-
wiegendes Interesse des Gläubigers entgegensteht. Diese Bestimmung ist entsprechend anzuwenden, wenn 
- wie hier - bei einer Zurückweisung der Berufung durch Beschluss gemäß § 522 Abs. 2 ZPO eine Beschwerde 
gegen die Nichtzulassung der Revision eingelegt wird (§ 544 Abs. 7 Satz 2 i.V.m. § 522 Abs. 3 ZPO). Die 
einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung kommt allerdings nicht in Betracht, wenn das Rechtsmittel 
der Nichtzulassungsbeschwerde keine Aussicht auf Erfolg hat (vgl. BGH, Beschlüsse vom 29. März 2018 - I 
ZR 11/18, GRUR 2018, 655 Rn. 7; vom 7. März 2017 - VIII ZR 262/16, WuM 2017, 293 Rn. 2; st. Rspr.). 
 

b) Dies ist hier der Fall. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist bereits unzulässig, weil der Wert der mit der 
Revision geltend zu machenden Beschwer - entgegen der Auffassung der Nichtzulassungsbeschwerde - nicht 
die gemäß § 544 Abs. 2 Nr. 1 ZPO erforderliche Beschwer von mehr als 20.000 € erreicht. Das Berufungsge-
richt hat den Streitwert unter Berücksichtigung der Senatsrechtsprechung auf 10.000 € festgesetzt. Diese 
Beurteilung ist auch im Hinblick auf das Vorbringen der Beklagten aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden. 
Im Fall der Verurteilung zur Auskunft im Rahmen einer Stufenklage ist für die Bemessung des Wertes des 
Beschwerdegegenstandes das Interesse des Rechtsmittelführers maßgebend, die Auskunft nicht erteilen zu 
müssen, und dieses Interesse richtet sich abgesehen von den Fällen eines - hier nicht vorliegenden - beson-
deren Geheimhaltungsinteresses nach dem Aufwand an Zeit und Kosten, den die Erteilung der geschuldeten 
Auskunft erfordert (vgl. Senatsbeschlüsse vom 2. Oktober 2024 - IV ZB 29/23, ZEV 2024, 832 Rn. 6; vom 18. 
September 2024 - IV ZB 18/23, ZEV 2024, 828 Rn. 7; vom 19. Juli 2024 - IV ZB 3/23, ZEV 2024, 827 Rn. 5; 
vom 14. Oktober 2015 - IV ZB 21/15, juris Rn. 9 m.w.N.). Die Auffassung der Beschwerde, dass sich die 
Beschwer der Beklagten nach den Grundsätzen der Rechtsprechung bei Rechnungslegung richte, trifft daher 
ebenso wenig zu, wie das Vorbringen der Beklagten, dass sich im Streitfall der Wert der Beschwer nach den 
Kosten einer Auskunftsklage gegen die Testamentsvollstreckerin bemesse. Die Auskunftspflicht gegenüber 
dem Pflichtteilsberechtigten - hier der Klägerin - nach § 2314 Abs. 1 Satz 1 BGB trifft den Erben und nicht den 
Testamentsvollstrecker (§ 2213 Abs. 1 Satz 3 BGB). Die Auskunft ist eine Wissenserklärung und vom Aus-
kunftspflichtigen selbst zu erteilen, sie ist eine persönliche Verbindlichkeit (vgl. Weidlich in Grüneberg, BGB 
84. Aufl. § 2314 Rn. 4; Herzog in Staudinger, BGB (2021) § 2314 Rn. 113, 118 m.w.N.). Die Beklagten haben 
keine Umstände vorgetragen, aufgrund derer davon auszugehen ist, dass ihnen die Erfüllung ihrer Auskunfts-
pflicht unmöglich oder jedenfalls unzumutbar wäre. Insbesondere genügt insoweit nicht ihre pauschale Be-
hauptung, sie hätten nur mittelbaren Besitz am Nachlass und ihre Mutter übe als Testamentsvollstreckerin die 
tatsächliche Sachherrschaft aus. Dass die Mutter nicht bereit und/oder in der Lage wäre, ihren Kindern, mit 
denen sie in einem Haushalt lebt, Auskunft zu erteilen, damit diese ihrerseits der Klägerin Auskunft erteilen 
können, ist nicht ersichtlich und wird auch von den Beklagten zu 4 und 5 nicht überzeugend dargelegt. Ob und 
inwieweit der Erbe tatsächlich Auskunft erteilen kann, ist eine Frage der Erfüllung des Titels und gegebenen-
falls im Rahmen der Vollstreckung zu klären. 
 

c) Der Antrag auf Einstellung der Zwangsvollstreckung ist darüber hinaus auch deshalb unbegründet, weil die 
Beklagten nicht ausreichend dargelegt und gemäß § 719 Abs. 2 Satz 2 ZPO glaubhaft gemacht haben, dass 
ihnen die Zwangsvollstreckung einen nicht zu ersetzenden Nachteil im Sinne von § 719 Abs. 2 Satz 1 ZPO 
bringen würde. Die Interessen des Schuldners werden nach der in § 719 Abs. 2 Satz 1 ZPO getroffenen 
gesetzlichen Wertentscheidung grundsätzlich hintangestellt, weil seine Rechte durch ein in zwei Tatsachen-
instanzen geführtes Erkenntnisverfahren hinreichend gewahrt erscheinen. Demgegenüber gebührt den Inte-
ressen des Gläubigers, dem das Gesetz die Vollstreckung aus einem erwirkten Titel gestattet, auch wenn 
dieser noch nicht rechtskräftig ist, in der Regel der Vorrang. Die Einstellung der Zwangsvollstreckung kommt 
hiernach nur in eng begrenzten Ausnahmefällen als letztes Hilfsmittel des Vollstreckungsschuldners in Be-
tracht (BGH, Beschluss vom 29. März 2018 - I ZR 11/18, GRUR 2018, 655 Rn. 14 m.w.N.). 
 

Ohne Erfolg machen die Beklagten geltend, ein nicht zu ersetzender Nachteil liege darin, dass sie in das 
Dilemma gerieten, entweder ihre Mutter in Anspruch nehmen oder aber sich einem Zwangsgeld und letztlich 
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einer Zwangshaft aussetzen zu müssen. Eine Durchsetzung von Auskunftsrechten gegenüber ihrer Mutter 
führte zu einer massiven Störung des durch Art. 6 Abs. 1 GG geschützten familiären Zusammenlebens. Die 
Beklagten haben indes nicht ansatzweise begründet, weshalb sie gezwungen sein sollten, einen Rechtsstreit 
gegen ihre Mutter zu führen, insbesondere haben sie auch nicht behauptet, dass ihre Mutter ihnen den Zugriff 
auf den Nachlass verwehren würde. Nichts anders gilt hinsichtlich ihres Einwandes, dass ihnen durch die 
Höhe der durch das Berufungsgericht festgesetzten Sicherheitsleistung faktisch die Möglichkeit genommen 
werde, die vorläufige Vollstreckbarkeit mittels Sicherheitsleistung abzuwenden. Sie haben nicht behauptet und 
schon gar nicht hinreichend glaubhaft gemacht, dass sie außerstande seien, den Betrag aufzubringen (vgl. 
BGH, Beschluss vom 11. Februar 2020 - V ZR 201/19, WuM 2020, 232 Rn. 8). 
 

2. Auch der Hilfsantrag der Beklagten zu 4 und 5 ist unbegründet. Entscheidungen des Berufungsgerichts 
über die vorläufige Vollstreckbarkeit können vom Bundesgerichtshof nicht korrigiert werden. Sie sind nach § 
718 Abs. 2 ZPO einer Anfechtung entzogen. Eine Änderung der Entscheidung kann deshalb ausschließlich 
unter den Voraussetzungen des § 719 Abs. 2 ZPO erfolgen (vgl. Senatsbeschluss vom 12. Oktober 2018 - IV 
ZR 244/18, juris Rn. 10; BGH, Beschlüsse vom 19. Dezember 2018 - VII ZR 192/18, BauR 2019, 699 Rn. 12; 
vom 30. Januar 2007 - X ZR 147/06, NJW-RR 2007 1138 Rn. 3). Diese liegen hier indessen nicht vor. Im 
Übrigen wäre der Antrag auch unbegründet, weil die Voraussetzungen des § 712 Abs. 1 ZPO ebenfalls nicht 
vorliegen. 
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BGH IV. Senat    02.10.2024     IV ZB 29/23 
 

Auskunftsanspruch nach § 2314 BGB  
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Der Auskunftsanspruch aus § 2314 BGB ist nach § 260 BGB dadurch zu erfüllen, dass der Erbe dem Pflichtteils-
berechtigten ein Verzeichnis des Bestands vorlegt, das die zum Zeitpunkt des Erbfalls tatsächlich vorhandenen 
Nachlassgegenstände, den fiktiven Nachlass sowie die Nachlassverbindlichkeiten enthält. 
 

Sachverhalt 
 

I. Die Klägerin macht gegen die Beklagte als Erbin des im Jahr 2013 verstorbenen Erblassers einen Pflichtteilsan-
spruch im Wege einer Stufenklage geltend. Das Landgericht hat die Beklagte verurteilt, der Klägerin über den 
Bestand des Nachlasses Auskunft "durch Vorlage eines Verzeichnisses nach § 260 BGB, welches umfasst: 
 

- alle beim Erbfall vorhandenen Sachen und Forderungen (Aktiva), einschließlich der wesentlichen Berechnungs-
faktoren, [...] 
 

- alle Schenkungen (einschließlich Pflicht- und Anstandsschenkungen sowie ehebezogene Zuwendungen), 
 

a) die der Erblasser in seinen letzten zehn Lebensjahren getätigt hat, [...]" 
 

zu erteilen. 
 

Das Oberlandesgericht hat die hiergegen gerichtete Berufung als unzulässig verworfen. Dagegen wendet sich die 
Beklagte mit der Rechtsbeschwerde. 
 

II. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die Berufung der Beklagten sei unzulässig, weil der erforderliche Be-
schwerdewert von über 600 € nicht erreicht werde und die Voraussetzungen für eine Zulassungsberufung nicht 
vorlägen. Der Beschwerdewert richte sich nach dem Interesse der Beklagten, die Auskunft nicht erteilen zu müs-
sen. Für die Bewertung desselben komme es auf den Zeit- und Arbeitsaufwand an, den die sorgfältige Erteilung 
der geschuldeten Auskunft verursache. Hierbei sei auf die Stundensätze zurückzugreifen, die der Auskunftspflich-
tige als Zeuge in einem Zivilprozess erhalten würde. Angesichts dessen sei der Zeit- und Kostenaufwand auf nicht 
mehr als 600 € zu schätzen. Es sei nicht ersichtlich, dass die Beklagte zur Erfüllung der Auskunft auf die Hinzuzie-
hung eines Steuerberaters angewiesen wäre. Kosten für die Erstellung von Zwischenbilanzen der Firmen, an de-
nen der Erblasser beteiligt gewesen sei, seien nicht werterhöhend zu berücksichtigen, da dies für die Erfüllung der 
Auskunftspflicht nicht erforderlich sei, das Vermögensverzeichnis vielmehr lediglich die Aufnahme der Gesell-
schaftsbeteiligungen als solche unter Beifügung der vorhandenen Jahresabschlüsse verlange. Dass erhebliche 
Kosten dadurch entstehen könnten, dass der Erblasser über drei Konten verfüge sowie weitere Konten zu Immo-
bilien in Österreich und Portugal vorhanden seien, sei nicht ersichtlich. Die Kontostände der Konten des Erblassers 
müssten der Beklagten längst bekannt sein. Ferner sei nicht ersichtlich, dass nicht mit verhältnismäßig geringfügi-
gem Zeitaufwand Marke, Alter und Zustand von Uhren und Fahrzeugen des Erblassers zu ermitteln seien. Warum 
es mit besonderen Schwierigkeiten verbunden sein solle, die Eigentumsverhältnisse der Fahrzeuge des Erblassers 
zu ermitteln, sei nicht im Ansatz näher dargetan. Trotz des beträchtlichen Erblasservermögens sei nicht zu erken-
nen, dass es der Beklagten nicht innerhalb eines Aufwandes von fünf Tagen zu je acht Stunden möglich sein solle, 
die begehrten Auskünfte zu erteilen. Angesichts eines Stundensatzes von 4 € vermöchten etwaige weitere Kosten 
für einzuholende Bankauskünfte an diesem Ergebnis nichts zu ändern, da nicht ersichtlich sei, dass Bankauskünfte 
Kosten von über 440 € verursachen würden. 
 

Entscheidungsgründe 
 

III. 1. Die Rechtsbeschwerde ist zwar nach § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 522 Abs. 1 Satz 4 ZPO statthaft. Sie ist 
aber im Übrigen nicht zulässig, da es an den Voraussetzungen des § 574 Abs. 2 ZPO fehlt. Die Verwerfung der 
Berufung als unzulässig verletzt weder den Anspruch der Beklagten auf Gewährung rechtlichen Gehörs (Art. 103 
Abs. 1 GG) noch auf Gewährung wirkungsvollen Rechtsschutzes (Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG). Eine 
Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts ist entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde zudem nicht zur 
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Fortbildung des Rechts (§ 574 Abs. 2 Nr. 2 Alt. 1 ZPO) erforderlich. Die sich hier im Zusammenhang mit der Be-
messung des Werts des Beschwerdegegenstandes bei Verurteilung zu einer Auskunft im Rahmen einer Stufen-
klage stellenden Rechtsfragen sind in der höchstrichterlichen Rechtsprechung geklärt. 
 

2. Die Entscheidung des Berufungsgerichts, die Berufung der Beklagten als unzulässig zu verwerfen, weil der Wert 
des Beschwerdegegenstandes 600 € nicht übersteige (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), hält einer rechtlichen Überprüfung 
stand. 
 

a) Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, dass im Fall der Verurteilung zu einer Auskunft bei 
einer Stufenklage für die Bemessung des Werts des Beschwerdegegenstandes das Interesse des Rechtsmittelklä-
gers maßgeblich ist, die Auskunft nicht erteilen zu müssen. Hierbei kommt es grundsätzlich auf den Aufwand an 
Zeit und Kosten an, den die Erteilung der Auskunft erfordert (Senatsbeschluss vom 19. Juli 2023 - IV ZB 3/23, juris 
Rn. 5; vgl. Senatsbeschluss vom 7. Oktober 2020 - IV ZB 34/19, juris Rn. 5; vom 14. Oktober 2015 - IV ZB 21/15, 
juris Rn. 9; BGH, Beschluss vom 5. Oktober 2021 - VIII ZB 68/20, NJOZ 2022, 156 Rn. 26). Zur Bewertung des 
Zeitaufwandes ist auf die für die Entschädigung von Zeugen geltenden Regelungen des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes zurückzugreifen, wenn nicht vom Rechtsmittelführer dargelegt ist, mit der Erteilung der 
Auskunft entgingen ihm bestimmte berufliche Einkünfte oder die Auskunftserteilung stelle eine berufstypische Leis-
tung dar, so dass der Zeitaufwand nach der Vergütung zu bestimmen ist, die er sonst verlangen könnte (Senats-
beschluss vom 19. Juli 2023 aaO; vgl. BGH, Beschluss vom 5. Oktober 2021 aaO Rn. 27; jeweils m.w.N.). Kosten 
für die Hinzuziehung von sachkundigen Hilfspersonen können nur berücksichtigt werden, wenn sie zwangsläufig 
entstehen, weil der Auskunftspflichtige zu einer sachgerechten Auskunftserteilung allein nicht in der Lage ist. Das 
kommt nur in Ausnahmefällen in Betracht, etwa bei Angaben zu größeren Unternehmensbeteiligungen für länger 
zurückliegende Zeiträume (Senatsbeschlüsse vom 13. April 2016 - IV ZB 40/15, juris Rn. 5; vom 10. März 2010 - 
IV ZR 255/08, FamRZ 2010, 891 Rn. 6 m.w.N.). 
 

b) Soweit das Rechtsmittelinteresse - wie hier - gemäß den §§ 2, 3 ZPO festzusetzen ist, kann die Bewertung durch 
das Berufungsgericht im Rechtsbeschwerdeverfahren nur darauf überprüft werden, ob das Berufungsgericht die 
gesetzlichen Grenzen des ihm eingeräumten Ermessens überschritten oder sein Ermessen fehlerhaft ausgeübt 
hat. Das ist insbesondere der Fall, wenn das Berufungsgericht maßgebliche Tatsachen verfahrensfehlerhaft nicht 
berücksichtigt oder etwa erhebliche Tatsachen unter Verstoß gegen die Aufklärungspflicht nicht festgestellt hat 
(Senatsbeschlüsse vom 19. Juli 2023 - IV ZB 3/23, juris Rn. 6; vom 7. Oktober 2020 - IV ZB 34/19, juris Rn. 5; vgl. 
BGH, Beschluss vom 5. Oktober 2021- VIII ZB 68/20, NJOZ 2022, 54 Rn. 23). 

 

c) Nach diesen Grundsätzen hat das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei und ohne Überschreitung der dem Tatrichter 
gezogenen Grenzen einen 600 € nicht übersteigenden Wert des Beschwerdegegenstandes angenommen. 
 

aa) Kosten, die durch die Hinzuziehung eines Steuerberaters entstehen, hat das Berufungsgericht zu Recht nicht 
berücksichtigt, denn die Beklagte hat nicht substantiiert dargelegt, dass solche zwangsläufig entstünden, weil sie 
allein zu einer sachgerechten Auskunfterteilung nicht in der Lage sei. 
 

(1) Entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde ist die Beauftragung eines Steuerberaters nicht deshalb erforder-
lich, weil es hinsichtlich der Gesellschaftsbeteiligungen des Erblassers unerlässlich wäre, einen Zwischenab-
schluss der jeweiligen Gesellschaften auf den Stichtag des Versterbens des Erblassers aufzustellen. Eine dahin-
gehende Verpflichtung ist dem Urteil des Landgerichts nicht zu entnehmen. 
 

Der Auskunftsanspruch aus § 2314 BGB ist nach § 260 BGB dadurch zu erfüllen, dass der Erbe dem Pflichtteils-
berechtigten ein Verzeichnis des Bestands vorlegt, das die zum Zeitpunkt des Erbfalls tatsächlich vorhandenen 
Nachlassgegenstände, den fiktiven Nachlass sowie die Nachlassverbindlichkeiten enthält (Senatsbeschluss vom 
19. Juni 2024 - IV ZB 13/23, ZEV 2024, 611 Rn. 25; vgl. Senatsurteil vom 9. November 1983 - IVa ZR 151/82, 
BGHZ 89, 24, 27 [juris Rn. 8] m.w.N.; BGH, Urteil vom 2. November 1960 - V ZR 124/59, BGHZ 33, 373, 374 [juris 
Rn. 11 f.]). Wertangaben sind nicht geschuldet (vgl. OLG Düsseldorf ErbR 2019, 772 [juris Rn. 17]; OLG Frankfurt 
NJW-RR 1994, 9; Blum/Heuser in BeckOGK-BGB, § 2314 Rn. 8 [Stand: 1. Juli 2024]; Bock in NK-BGB, 6. Aufl. § 
2314 Rn. 7; Herzog in Staudinger, BGB (2021) § 2314 Rn. 27; Horn in Burandt/Rojahn, Erbrecht 4. Aufl. § 2314 
Rn. 27; Riedel in Praxiskommentar Erbrecht, 4. Aufl. § 2314 Rn. 12; Würdinger in Hk-Pflichtteilsrecht, 3. Aufl. § 
2314 BGB Rn. 27). Die Auskunft soll den Pflichtteilsberechtigten lediglich in die Lage versetzen, selbstständig in 
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einem weiteren Schritt die Werthaltigkeit der einzelnen Nachlassgegenstände zu prüfen (Blum/Heuser aaO). Der 
Anspruch auf Wertermittlung (§ 2314 Abs. 1 Satz 2 BGB) ist demgegenüber ein eigenständiges, vom Auskunfts-
anspruch zu unterscheidendes, gesondert geltend zu machendes Recht (vgl. OLG Frankfurt, Urteil vom 24. Juli 
2012 - 11 U 117/10, juris Rn. 29; Blum/Heuser aaO Rn. 7; Bock aaO; Herzog aaO; Horn aaO Rn. 1; Lange in 
MünchKomm-BGB, 9. Aufl. § 2314 Rn. 3; Würdinger aaO). Gehört zum Nachlass ein Unternehmen oder eine Un-
ternehmensbeteiligung und wäre dem Pflichtteilsberechtigten die Beurteilung des Werts dieses Nachlassbestand-
teils ohne Kenntnis insbesondere der Bilanzen und ähnlicher Unterlagen nicht möglich, umfasst der Auskunftsan-
spruch auch die Vorlage von Geschäftsunterlagen (vgl. BGH, Urteile vom 10. Juli 1975 - II ZR 154/72, NJW 1975, 
1774 [juris Rn. 23] m.w.N.; vom 2. November 1960 - V ZR 124/59, BGHZ 33, 373, 378 [juris Rn. 19]). Welche 
Belege vorgelegt werden müssen und in welchem Umfang, ist eine Frage des Einzelfalls (BGH, Urteil vom 2. No-
vember 1960 aaO). Im Regelfall reicht es aus, in das Verzeichnis der Nachlassgegenstände die Unternehmensbe-
teiligung als solche aufzunehmen und vorhandene Jahresabschlüsse beizufügen (vgl. BGH, Beschluss vom 25. 
Oktober 2023 - XII ZB 250/22, juris Rn. 14 m.w.N., dort zum Auskunftsanspruch aus § 1379 Abs. 1 Satz 1 BGB). 
 

Dies zugrunde gelegt bedarf es hier keiner Hinzuziehung eines Steuerberaters zum Zwecke der Erstellung einer 
Zwischenbilanz auf den Todestag des Erblassers, denn dies käme einer Verpflichtung der Beklagten zur Werter-
mittlung gleich. Zu einer solchen wurde die Beklagte jedoch nicht verurteilt, wie sich bereits aus dem Tenor der 
angegriffenen Entscheidung ergibt. Etwas anderes folgt entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde auch 
nicht aus der tenorierten Verpflichtung, auch die "wesentlichen Berechnungsfaktoren" anzugeben. Zur Begründung 
hierfür hat das Landgericht in den Entscheidungsgründen lediglich auf das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 2. 
November 1960 (V ZR 124/59, BGHZ 33, 373) Bezug genommen. Der im erstinstanzlichen Urteil zitierten Rand-
nummer 11 (juris) dieser Entscheidung ist eine Verpflichtung des Auskunftspflichtigen, neben dem Bestand auch 
den Wert der tatsächlich vorhandenen Nachlassgegenstände oder auch nur wertbildende Faktoren anzugeben, 
nicht zu entnehmen. Vielmehr wird dort der Begriff der "Berechnungsfaktoren" schlicht als Oberbegriff für den aus-
kunftspflichtigen Bestand des Nachlasses, der sich aus realen und fiktiven Nachlassaktiva und den Nachlassver-
bindlichkeiten zusammensetzt, verwendet. Da sich aus dem erstinstanzlichen Urteil mithin keine weitergehenden 
Auskunftspflichten als nach den in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs für vergleichbare Sachverhalte 
entwickelten Grundsätzen ergeben, reicht es für die Erfüllung des Auskunftsanspruchs - wie das Berufungsgericht 
zu Recht annimmt - aus, die nach dem Vortrag der Beklagten vorhandenen Jahresabschlüsse der Jahre 2012 und 
2013 vorzulegen. Aus welchen Gründen es die Vorlage dieser Unterlagen der Klägerin nicht ermöglichen soll, die 
Werthaltigkeit der Unternehmensbeteiligung zu prüfen, legt die Rechtsbeschwerde nicht dar. Soweit sie zur Be-
gründung ihrer Ansicht auf den Beschluss des XII. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 14. Januar 2009 (XII 
ZB 146/08, NJW-RR 2009, 793 Rn. 11 f.) verweist, in dem die Erforderlichkeit der Hinzuziehung eines Steuerbera-
ters oder Wirtschaftsprüfers durch einen zur Auskunftserteilung über sein Endvermögen verurteilten Ehegatten 
bejaht wurde, vermag dies der Rechtsbeschwerde nicht zum Erfolg zu verhelfen. Zwar waren von dem Verurteilten 
auch dort Angaben über Unternehmensbeteiligungen zu machen, die sich auf einen zwischen zwei Bilanzstichta-
gen liegenden Zeitpunkt beziehen (BGH, Beschluss vom 14. Januar 2009 aaO Rn. 11). Die Erforderlichkeit der 
Hinzuziehung eines sachkundigen Dritten wurde jedoch dort mit dem außergewöhnlichen Umfang der Unterneh-
mensbeteiligungen und des sonstigen Vermögens - die Aktiva beliefen sich zu einem der Bilanzstichtage auf mehr 
als 30 Mio. € - begründet (aaO Rn. 12). Dass ein vergleichbar komplexer Fall hier vorliegt, wurde weder dargelegt 
noch ist dies anderweitig ersichtlich (vgl. auch BGH, Beschluss vom 25.10.2023 - XII ZB 250/22, juris Rn. 15). 
 

(2) Rechtlich ebenfalls nicht zu beanstanden ist die Nichtberücksichtigung von Steuerberaterkosten durch das Be-
rufungsgericht, soweit die Beklagte vorgetragen hat, sie benötige die Mithilfe eines Steuerberaters, um valutierende 
Gesellschafterdarlehen abrechnen zu können. Die Beklagte hat nicht dargetan, aus welchen Gründen es ihr nicht 
möglich ist, anhand der vorhandenen und gegebenenfalls noch einzuholenden Unterlagen wie Kontoauszügen und 
Bankauskünften die erforderlichen Angaben zu machen. 
 

Der in diesem Zusammenhang gerügte Gehörsverstoß liegt nicht vor. Das Gebot des rechtlichen Gehörs verpflich-
tet das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen 
(Senatsbeschluss vom 13. Dezember 2023 - IV ZR 125/23, r+s 2024, 465 Rn. 11 m.w.N.). Dass erhebliches Vor-
bringen der Beklagten überhaupt nicht zur Kenntnis genommen oder bei der Entscheidung ersichtlich nicht erwo-
gen worden wäre, ist hier nicht zu erkennen. Das Berufungsgericht hat seine Erwägungen zur fehlenden Berück-
sichtigungsfähigkeit der Steuerberaterkosten nicht auf die Frage der Erforderlichkeit einer Zwischenbilanz be-
schränkt, sondern ausgeführt, es sei nicht ersichtlich, dass die Beklagte zur Erfüllung der Auskunft auf die Hinzu-
ziehung eines Steuerberaters angewiesen wäre. Damit ist es auf den wesentlichen Kern des Vortrags der 



  Fragen 3 und 4 
Beklagten zu einer zentralen Frage des Verfahrens eingegangen. Da Gründe, warum die Beklagte selbst nicht in 
der Lage sein soll, erforderliche Angaben zu Gesellschafterdarlehen zu machen, durch diese nicht vorgetragen 
worden waren, bestand unter Gehörsgesichtspunkten für das Berufungsgericht auch keine Veranlassung, hierzu 
näher auszuführen. 
 

(3) Nicht ersichtlich ist, aus welchen Gründen die Mitwirkung eines Steuerberaters erforderlich sein soll, um zu 
klären, ob diverse vom Erblasser genutzte Fahrzeuge zum Zeitpunkt des Erbfalls in seinem Eigentum oder aber 
im Eigentum der Unternehmen, an denen er beteiligt war, gestanden haben und welchen Zustand diese hatten. 
Die im Eigentum eines Unternehmens stehenden Fahrzeuge ergeben sich regelmäßig aus der jeweiligen Bilanz. 
Warum es der Beklagten selbst nicht möglich sein soll, durch Einsichtnahme in diese und gegebenenfalls weitere 
Unterlagen sichere Erkenntnisse zur Nachlasszugehörigkeit zu erlangen, ist nicht dargelegt. Da es ferner an Aus-
führungen dazu fehlt, aus welchen Gründen die Beklagte daran gehindert ist, selbst die für die Auskunftserteilung 
erforderlichen Angaben zum Zustand der Kraftfahrzeuge zu machen, und dies ohnehin in keinem Zusammenhang 
mit der Sachkunde eines Steuerberaters steht, bedarf es der Mitwirkung eines Steuerberaters auch insoweit nicht. 
 

Entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde ist dem Berufungsgericht auch in diesem Zusammenhang keine 
Verletzung des Anspruchs der Beklagten auf Gewährung rechtlichen Gehörs aus Art. 103 Abs. 1 GG anzulasten. 
Das Berufungsgericht hat sich mit dem Vortrag der Beklagten zu Kosten, die durch die Ermittlung der Fahrzeuge 
des Erblassers entstehen, und zur Erforderlichkeit der Hinzuziehung eines Steuerberaters zur Erfüllung der Aus-
kunftspflicht befasst. Da Gründe, warum die Beklagte der Hilfe eines Steuerberaters bedürfte, um die erforderlichen 
Angaben zu Fahrzeugen des Erblassers zu machen, nicht vorgetragen worden waren, bestand unter Gehörsge-
sichtspunkten für das Berufungsgericht keine Veranlassung, auf die Ausführungen zu der von der Beklagten prog-
nostizierten Höhe der Steuerberaterkosten einzugehen. 
 

bb) Ein Fehlgebrauch des dem Tatrichter eingeräumten Ermessens lässt sich überdies nicht feststellen, soweit das 
Berufungsgericht angenommen hat, es sei nicht ersichtlich, dass Kosten für einzuholende Bankauskünfte einen 
Betrag in Höhe von 440 € überschreiten würden. Zu Recht weist das Berufungsgericht darauf hin, dass der Be-
klagten die Kontostände der Erblasserkonten angesichts des zehn Jahre zurückliegenden Erbfalls längst bekannt 
sein müssten. Soweit die Rechtsbeschwerde geltend macht, der Beklagten lägen die für die Auskunftserteilung 
erforderlichen Kontoauszüge für die dem Erbfall vorausgegangenen zehn Jahre nicht vor, verhilft ihr dies nicht zum 
Erfolg, denn die Beklagte hat weder substantiiert vorgetragen noch glaubhaft gemacht, dass durch deren Beschaf-
fung Kosten von mehr als 440 € entstehen. Dass die Bearbeitungsentgelte - wie von der Beklagten behauptet - 
weit über dem vom Berufungsgericht angenommenen Wert des Beschwerdegegenstandes liegen, ist ohne nähere 
Darlegung nicht ersichtlich. Lediglich die zu erwartende Bearbeitungsgebühr für die Einholung einer Auskunft bei 
einer portugiesischen Bank wurde von der Beklagten mit 60 bis 100 € beziffert. Allein damit ist der für eine zulässige 
Berufung erforderliche Wert des Beschwerdegegenstandes jedoch noch nicht erreicht. 
 

Dass sich das Berufungsgericht nicht mit dem Vortrag der Beklagten, es sei in jedem Fall erforderlich, für die zehn 
dem Erbfall vorausgegangenen Jahre Kontoauszüge erstellen zu lassen, auseinandergesetzt hat, stellt entgegen 
der Auffassung der Rechtsbeschwerde keinen Gehörsverstoß dar. Angesichts der fehlenden Darlegung der Höhe 
der Kosten, die für die Anforderung von Kontoauszügen für diesen Zeitraum entstehen, ist es nicht zu beanstanden, 
dass das Berufungsgericht, das auf den wesentlichen Kern des Vortrags der Beklagten zur Berücksichtigungsfä-
higkeit von durch Bankauskünfte verursachte Kosten eingegangen ist, diesen Vortrag nicht ausdrücklich in seine 
rechtliche Würdigung miteinbezogen hat. 
 

cc) Schließlich macht die Rechtsbeschwerde ohne Erfolg geltend, das Berufungsgericht habe den Aufwand für die 
Auskunftserteilung über im Nachlass befindliche Uhren unzutreffend beurteilt. 
 

Entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde hat das Berufungsgericht nicht gehörswidrig seiner Entscheidung 
einen nicht vorgetragenen Sachverhalt zugrunde gelegt, indem es ausgeführt hat, es sei davon auszugehen, dass 
die Beklagte die Uhren bereits nach dem Erbfall in Besitz genommen habe. Vielmehr hat dies die Klägerin mit 
Schriftsatz vom 27. Juli 2023 vorgetragen. 
 

Dass der Beklagten zum Zwecke der Auskunftserteilung über zum Nachlass gehörige Uhren Kosten entstehen, die 
unter Berücksichtigung des sonstigen Aufwands dazu führen, dass der Wert des Beschwerdegegenstandes 600 € 
übersteigt, wurde von ihr weder substantiiert dargelegt noch glaubhaft gemacht. 



  Fragen 5 und 6 
BGH V. Senat    20.03.2025     V ZB 63/23 

 

Vererbter Miteigentumsanteil an einem Grundstück: Teilungsversteigerung des gesamten Grundstücks  
  

Leitsatz 
 

1.    Gehört nicht das Grundstück selbst, sondern ein Miteigentumsanteil an einem Grundstück zum Nachlass, kann 
jeder Miterbe nicht nur die Teilungsversteigerung des Bruchteils (sog. kleines Antragsrecht), sondern auch allein 
und ohne Zustimmung der anderen Miterben die Teilungsversteigerung des gesamten Grundstücks verlangen 
(sog. großes Antragsrecht). 
 

2.    Ein Miterbe wird durch die Pfändung und Überweisung seines Erbteils nicht gehindert, ein Teilungsversteige-
rungsverfahren selbstständig ohne Mitwirkung des Pfändungsgläubigers zu betreiben, um den vormals dem Erb-
lasser zustehenden Anspruch auf Auseinandersetzung der Bruchteilsgemeinschaft an einem Grundstück gemäß 
§ 2039 Satz 1 BGB geltend zu machen (Fortführung von Senat, Urteil vom 12. Juli 1968 - V ZR 29/66, NJW 1968, 
2059, 2060). 

 

Sachverhalt 
 

I. Die Beteiligte zu 2 ist als Miteigentümerin des im Eingang des Beschlusses bezeichneten Grundbesitzes im 
Grundbuch eingetragen. Als Eigentümerinnen eines weiteren Miteigentumsanteils sind die Beteiligten zu 1 und 2 
in Erbengemeinschaft eingetragen. Am 2. November 2018 ordnete das Vollstreckungsgericht auf Antrag der Be-
teiligten zu 1 die Zwangsversteigerung des Grundstücks zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft an. Die 
Beteiligte zu 2 pfändete den Miterbenanteil der Beteiligten zu 1 und erwirkte die Überweisung des Anteils zur Ein-
ziehung. Die Erbteilspfändung wurde am 19. November 2020 in das Grundbuch eingetragen. Mit notariellem Ver-
trag vom 29. Dezember 2020 übertrug die Beteiligte zu 1 der Beteiligten zu 3 ihren Erbteil. Auf Antrag der Beteiligten 
zu 3 wurde am 4. März 2021 ein Widerspruch zu ihren Gunsten in das Grundbuch eingetragen. Am 12. April 2021 
beantragte die Beteiligte zu 3 den Beitritt zu dem Teilungsversteigerungsverfahren. Nachdem das Vollstreckungs-
gericht darauf hingewiesen hatte, dass sie mit der Übertragung kraft Gesetzes an die Stelle der Beteiligten zu 1 
getreten sei, nahm die Beteiligte zu 3 ihren Antrag auf Beitritt zurück. 
 

Gestützt unter anderem darauf, dass die Beteiligte zu 3 nicht in die Verfahrensstellung der Beteiligten zu 1 einge-
treten sei, beantragt die Beteiligte zu 2, das Teilungsversteigerungsverfahren aufzuheben oder hilfsweise einstwei-
len einzustellen, soweit es aus dem Anordnungsbeschluss vom 2. November 2018 betrieben wird. Das Vollstre-
ckungsgericht hat die Anträge zurückgewiesen. Die sofortige Beschwerde der Beteiligten zu 2 hat keinen Erfolg 
gehabt. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde, deren Zurückweisung die Beteiligte zu 3 beantragt, verfolgt die 
Beteiligte zu 2 ihre Anträge weiter. 
 

II. Das Beschwerdegericht verneint die Voraussetzungen für eine Aufhebung oder Einstellung des Verfahrens nach 
§ 28 ZVG. Die Beteiligte zu 3 sei aufgrund der Erbteilsübertragung in die Verfahrensstellung der Beteiligten zu 1 
als Antragstellerin eingetreten. Die Pfändung und Überweisung des Erbteils der Beteiligten zu 1 durch die Beteiligte 
zu 2 stehe dem nicht entgegen. Zwar werde die Beteiligte zu 1, die trotz der Pfändung Rechtsinhaberin des Miter-
benteils geblieben sei, beschränkt durch das gemäß §§ 859, 857, 829 ZPO erlassene Gebot, sich jeder Verfügung 
über das gepfändete Recht zu enthalten. Das habe aber nur zur Folge, dass sie als Pfändungsschuldnerin keine 
Maßnahmen ergreifen dürfe, die das Pfandrecht beeinträchtigten oder die Einziehungsbefugnis des Pfändungs-
gläubigers verletzten. Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss hindere die Fortsetzung der Teilungsverstei-
gerung nicht; diese hätte sogar erst nach der Pfändung auf Antrag der Beteiligten zu 1 angeordnet werden können. 
Das Recht der Beteiligten zu 2 als Pfändungsgläubigerin werde durch die Eintragung im Grundbuch geschützt und 
setze sich am Erlös des Versteigerungsverfahrens fort. Die Beteiligte zu 1 könne ohne Zustimmung der Pfändungs-
gläubigerin Anträge stellen und Rechtsmittel einlegen, ausgenommen solche, die das Recht der Pfändungsgläubi-
gerin vereiteln würden, was bei den jeweiligen Anträgen zu überprüfen sei. In diese Rechtsstellung der Beteiligten 
zu 1 sei die Beteiligte zu 3 aufgrund der Erbteilsveräußerung kraft Gesetzes eingetreten. Da der Erwerb des Erbteils 
außerhalb des Grundbuchs erfolgt sei, bedürfe es für seine Berücksichtigung keiner Grundbucheintragung. Die von 
der Beteiligten zu 2 erhobenen materiell-rechtlichen Einwände im Hinblick auf den Übertragungsvertrag seien im 
Teilungsversteigerungsverfahren nicht zu prüfen. 
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Entscheidungsgründe 
 

III. Die gemäß § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 2 ZPO statthafte und auch im Übrigen nach § 575 ZPO 
zulässige Rechtsbeschwerde ist unbegründet. Zu Recht hat das Beschwerdegericht die sofortige Beschwerde der 
Beteiligten zu 2 zurückgewiesen. 
 

1. Die sofortige Beschwerde der Beteiligten zu 2 gegen die Ablehnung der beantragten Aufhebung bzw. vorläufigen 
Einstellung des aufgrund des Antrags der Beteiligten zu 1 angeordneten Teilungsversteigerungsverfahrens nach § 
180 Abs. 1 i.V.m. § 28 ZVG war gemäß § 180 Abs. 1 i.V.m. § 95 ZVG statthaft (vgl. Stöber/Nicht, ZVG, 23. Aufl., § 
28 Rn. 48) und auch im Übrigen zulässig. Die Beteiligte zu 2 hat sich hier - anders als in dem Parallelverfahren 
(vgl. Senat, Beschluss vom 20. März 2023 - V ZR 58/23, juris) - nicht nur dagegen gewandt, dass das Vollstre-
ckungsgericht die Beteiligte zu 3 als Antragstellerin ansieht, sondern sie hat ausdrücklich die Aufhebung des Ver-
fahrens beantragt. 
 

2. Zutreffend verneint das Beschwerdegericht die Voraussetzungen für eine Aufhebung oder einstweilige Einstel-
lung des Verfahrens nach § 28 ZVG. 
 

a) Gemäß § 28 Abs. 1 ZVG hat das Vollstreckungsgericht, sofern ihm ein aus dem Grundbuch ersichtliches Recht 
bekannt wird, welches der Zwangsversteigerung oder der Fortsetzung des Verfahrens entgegensteht, das Verfah-
ren sofort aufzuheben, wenn das Hindernis nicht zu beheben ist, oder bei Behebbarkeit des Hindernisses unter 
Bestimmung einer Frist, binnen welcher der Gläubiger die Hebung des Hindernisses nachzuweisen hat, das Ver-
fahren einstweilen einzustellen. Wird dem Vollstreckungsgericht eine Verfügungsbeschränkung oder ein Vollstre-
ckungsmangel bekannt, gilt nach § 28 Abs. 2 ZVG Entsprechendes. § 28 ZVG findet auf das Verfahren zur Tei-
lungsversteigerung insoweit entsprechende Anwendung, als sich das Hindernis für dieses Verfahren als beachtlich 
erweist (vgl. zu § 28 Abs. 1 ZVG Senat, Beschluss vom 15. September 2016 - V ZB 183/14, NZG 2016, 1307 Rn. 
15 mwN; zur Anwendbarkeit auch des § 28 Abs. 2 ZVG vgl. Keller in Schneider, ZVG, § 28 Rn. 6; Stöber/Nicht, 
ZVG, 23. Aufl., § 28 Rn. 3). 
 

b) Rechtsfehlerfrei und von der Rechtsbeschwerde nicht angegriffen legt das Beschwerdegericht zugrunde, dass 
im Zeitpunkt der Anordnung des Teilungsversteigerungsverfahrens kein Vollstreckungsmangel im Sinne des § 28 
Abs. 2 ZVG vorlag. Insbesondere war die Beteiligte zu 1 berechtigt, die Teilungsversteigerung des gesamten 
Grundstücks zu beantragen. 
 

aa) Jeder Miterbe kann nach § 2042 Abs. 1 BGB den Antrag auf Erbauseinandersetzung stellen. Gehört ein Grund-
stück zum Nachlass, ist jeder Miterbe nach § 2042 Abs. 2 i.V.m. § 753 Abs. 1 Satz 1 BGB i.V.m. § 180 Abs. 1, § 
181 Abs. 2 ZVG berechtigt, die Zwangsversteigerung des Grundstücks zum Zwecke der Teilung zu beantragen 
(vgl. BGH, Urteil vom 9. November 1998 - IV ZR 284/97, NJW-RR 1999, 504). 
 

bb) Gehört nicht das Grundstück selbst, sondern - wie hier - ein Miteigentumsanteil an einem Grundstück zum 
Nachlass, kann nach inzwischen einhelliger Ansicht jeder Miterbe nicht nur die Teilungsversteigerung des Bruch-
teils (sog. kleines Antragsrecht), sondern auch allein und ohne Zustimmung der anderen Miterben die Teilungsver-
steigerung des gesamten Grundstücks verlangen (sog. großes Antragsrecht; näher Stöber/Kiderlen, ZVG, 23. Aufl., 
§ 180 Rn. 28; Becker in Schneider, ZVG, § 180 Rn. 76; Thelen, RNotZ 2024, 65, 68, jeweils mwN auch zu der 
früher vertretenen Gegenauffassung). Beantragt der Miterbe die Teilungsversteigerung des gesamten Grund-
stücks, macht er den vormals dem Erblasser zustehenden Anspruch auf Auseinandersetzung der Bruchteilsge-
meinschaft gemäß § 749 Abs. 1 BGB nach § 2039 Satz 1 BGB im Wege der gesetzlichen Prozessstandschaft 
geltend (vgl. im Einzelnen Thelen, RNotZ 2024, 65, 68; Stöber/Kiderlen, ZVG, 23. Aufl., § 180 Rn. 28). Dieses 
Verlangen stellt keine für den einzelnen Miterben nach § 2040 Abs. 1 BGB verbotene Verfügung über einen Nach-
lassgegenstand dar, sondern dient der Umwandlung des Anspruchs in den Erlös (vgl. Stöber/Kiderlen, ZVG, 23. 
Aufl., § 180 Rn. 28). 
 

c) Ohne Erfolg wendet sich die Rechtsbeschwerde gegen die Annahme des Beschwerdegerichts, dass die nach 
Anordnung der Teilungsversteigerung erfolgte und im Grundbuch eingetragene Pfändung und Überweisung des 
Erbteils zugunsten der Beteiligten zu 2 kein Hindernis für die Fortsetzung des Verfahrens im Sinne von § 28 ZVG 
darstellt. Die Beteiligte zu 1 war auch nach der Pfändung und Überweisung berechtigt, die Teilungsversteigerung 
des Grundstücks weiter zu betreiben. 
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aa) Durch die Pfändung und Überweisung des Erbteils der Beteiligten zu 1 (§ 859 Satz 1, §§ 857, 829, 835, 836 
ZPO) erwarb die Beteiligte zu 2 ein Pfändungspfandrecht (§ 804 ZPO) sowie die Befugnis, das gepfändete Miter-
benrecht selbst geltend zu machen, insbesondere die Erbauseinandersetzung zu betreiben. Die Beteiligte zu 1 
wurde als Pfändungsschuldnerin zugunsten der Beteiligten zu 2 in der Verfügung über ihren Erbteil beschränkt. 
Der Gesetzeswortlaut (§ 829 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 857 Abs. 1 ZPO) verbietet dem Pfändungsschuldner jede 
Verfügung schlechthin. Dies ist jedoch anerkanntermaßen einschränkend dahin auszulegen, dass der Pfändungs-
schuldner keine das Pfändungspfandrecht beeinträchtigenden Verfügungen treffen kann. Zu solchen Einwirkungen 
auf das gepfändete Recht, die das Pfändungspfandrecht des Gläubigers nicht beeinträchtigen, ist der Pfändungs-
schuldner trotz der Pfändung und Überweisung in der Lage; denn nach wie vor ist er und nicht der Pfändungsgläu-
biger Träger des gepfändeten Rechts (vgl. Senat, Urteil vom 12. Juli 1968 - V ZR 29/66, NJW 1968, 2059, 2060; 
BGH, Beschluss vom 29. Juni 2017 - IX ZB 98/16, BGHZ 215, 139 Rn. 29). 
 

bb) Inwieweit die Beantragung und Durchführung der Teilungsversteigerung eines zum Nachlass gehörenden 
Grundstücks zu einer Beeinträchtigung eines an einem Erbteil bestehenden Pfändungspfandrechts führt und damit 
dem Pfändungsgläubiger gegenüber unwirksam ist, ist allerdings umstritten. Zum Teil wird eine beeinträchtigende 
Verfügung bejaht (vgl. BeckOGK/Rißmann/Szalai, BGB [1.11.2024], § 2033 Rn. 57; MüKoBGB/Fest, 9. Aufl., § 
2042 Rn. 6, jeweils mwN), zum Teil verneint (vgl. BeckOK ZPO/Riedel [1.12.2024], § 859 Rn. 28.1; Stöber/Kiderlen, 
ZVG, 23. Aufl., § 180 Rn. 216 f., jeweils mwN). Dieser Streit bedarf hier aber keiner Entscheidung. Denn in den 
Nachlass fiel nicht das gesamte Grundstück, sondern lediglich ein Miteigentumsanteil (s.o. Rn. 10). Ein Miterbe 
wird durch die Pfändung und Überweisung seines Erbteils nicht gehindert, ein Teilungsversteigerungsverfahren 
selbstständig ohne Mitwirkung des Pfändungsgläubigers zu betreiben, um den vormals dem Erblasser zustehen-
den Anspruch auf Auseinandersetzung der Bruchteilsgemeinschaft an einem Grundstück gemäß § 2039 Satz 1 
BGB geltend zu machen. 
 

(1) Nach der Rechtsprechung des Senats beeinträchtigt die Einziehung einer Nachlassforderung durch einen Mit-
erben mit dem Ziel der Hinterlegung des zu leistenden Geldbetrags für alle Erben gemäß § 2039 BGB die Rechts-
stellung des den Erbteil pfändenden Gläubigers als solche nicht. Pfändung und Überweisung dienen der Sicherung 
und Befriedigung des Pfändungsgläubigers für seine Forderung bei der Verwertung des Erbteils. Dieser Befriedi-
gungs- und Sicherungszweck wird durch die Einziehung der Forderung nicht beeinträchtigt. Weder der Nachlass 
im Ganzen noch der gepfändete Erbteil im Besonderen wird durch die Geltendmachung der Forderung im Bestand 
oder Wert geschmälert. Zwar tritt an die Stelle der Forderung gegen den Nachlassschuldner eine Forderung der 
Erbengemeinschaft gegen die Hinterlegungsstelle; der Vermögensgegenstand als solcher bleibt aber erhalten und 
wird von der Pfändung umfasst. Dieselbe Bindung, die die Erbteilspfändung bisher hinsichtlich der Forderung be-
wirkte, besteht nach deren Realisierung gemäß § 2039 BGB hinsichtlich des Hinterlegungsbetrags (vgl. Senat, 
Urteil vom 12. Juli 1968 - V ZR 29/66, NJW 1968, 2059, 2060). 
 

(2) So verhält es sich auch, wenn ein Miterbe gemäß § 2039 Satz 1 BGB einen vormals dem Erblasser zustehenden 
Anspruch auf Auseinandersetzung der Bruchteilsgemeinschaft an einem Grundstück gemäß § 749 Abs. 1 BGB im 
Wege der Teilungsversteigerung durchsetzt. Auch in diesem Fall tritt an die Stelle des Auseinandersetzungsan-
spruchs der (ungeteilte) Anspruch auf Auszahlung des anteiligen Übererlöses (vgl. BGH, Urteil vom 20. Februar 
2008 - XII ZR 58/04, BGHZ 175, 297 Rn. 32). Daran setzt sich das Pfandrecht im Wege der dinglichen Surrogation 
fort (vgl. BGH, Beschluss vom 13. November 2013 - XII ZB 333/12, BGHZ 199, 71 Rn. 16). Hierdurch wird das 
Pfändungspfandrecht - anders als die Rechtsbeschwerde meint - nicht beeinträchtigt, sondern verwirklicht. Dabei 
kann entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde auch offen bleiben, ob der Miterbe wegen der Pfändung seines 
Erbteils im laufenden Teilungsversteigerungsverfahren bestimmte Verfahrensanträge nicht wirksam stellen kann. 
Selbst wenn dies so wäre, hinderte dies nicht im Sinne von § 28 ZVG die Durchführung des Teilungsversteige-
rungsverfahrens, sondern wäre - wie das Beschwerdegericht richtig sieht - nur bei dem jeweiligen Verfahrensantrag 
zu beachten. 
 

(3) Etwas anderes ergibt sich - wie die Erwiderung zutreffend ausführt - auch nicht aus § 1258 BGB (vgl. Senat, 
Urteil vom 12. Juli 1968 - V ZR 29/66, NJW 1968, 2059, 2060). Insoweit gilt entsprechendes wie bei der Pfändung 
und Überweisung eines Anspruchs auf Aufhebung einer Bruchteilsgemeinschaft (vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 
29. Juni 2017 - IX ZB 98/16, BGHZ 215, 139 Rn. 38 ff.). 
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(4) Zu keinem anderen Ergebnis führt es, dass die Beteiligte zu 2 nicht nur Pfändungsgläubigerin des Erbteils, 
sondern zugleich Eigentümerin eines anderen Miteigentumsanteils und Miterbin ist. Die Beteiligte zu 2 mag als 
Miteigentümerin und Miterbin ein verständliches Interesse daran haben, dass die Teilungsversteigerung nicht 
durchgeführt wird; das kann aber ihre Stellung als Pfändungsgläubigerin nicht auf Kosten der Beteiligten zu 1 
verbessern (vgl. Senat, Urteil vom 12. Juli 1968 - V ZR 29/66, NJW 1968, 2059, 2060 f.; ähnlich BGH, Beschluss 
vom 29. Juni 2017 - IX ZB 98/16, BGHZ 215, 139 Rn. 36). 
 

d) Nicht zu beanstanden ist auch die Annahme des Beschwerdegerichts, dass die am 29. Dezember 2020 und 
damit nach Eintragung der Pfändung erfolgte Übertragung des Erbteils der angeordneten Teilungsversteigerung 
nicht entgegensteht. 
 

aa) Zwar ist umstritten, ob die Übertragung eines Erbteils nach einer Pfändung, wenn sie - wie hier - nicht dazu 
führt, dass sich sämtliche Erbteile in einer Hand vereinigen - absolut wirksam (so z.B. Staudinger/Löhnig, BGB 
[2020], § 2033 Rn. 50; MüKoBGB/Gergen, 9. Aufl., § 2033 Rn. 38 mwN) oder gegenüber dem Pfändungsgläubiger 
relativ unwirksam ist (vgl. z.B. BeckOK ZPO/Riedel [1.12.2024], § 859 Rn. 13; jurisPK BGB/D. U. Otto, 10. Aufl., § 
2033 Rn. 59; Wieczorek/Schütze/Lüke, ZPO, 4. Aufl., § 859 Rn. 35). 
 

bb) Für die Fortführung des Teilungsversteigerungsverfahrens ist es aber ohne Belang, ob die Beteiligte zu 1 oder 
die Beteiligte zu 3 als Antragstellerin anzusehen ist. Ein Grund, das Verfahren gemäß § 28 ZVG aufzuheben oder 
einstweilen einzustellen, ergibt sich daraus nicht. Denn das auf Antrag der Beteiligten zu 1 angeordnete Teilungs-
versteigerungsverfahren ist entweder mit der Beteiligten zu 1 oder der Beteiligten zu 3 als Antragstellerin fortzu-
führen. 
 

e) Infolgedessen kann dahinstehen, ob die Ansicht der Rechtsbeschwerde, die Erbteilsveräußerung sei im Tei-
lungsversteigerungsverfahren erst nach Eintragung in das Grundbuch zu berücksichtigen, zutreffend ist. Ebenso 
unerheblich ist die materiell-rechtliche Wirksamkeit der Übertragung. Im Übrigen könnten darauf bezogene Ein-
wendungen ohnehin nur im Wege der Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO geltend gemacht werden (vgl. Senat, 
Beschluss vom 29. November 2007 - V ZB 26/07, NJW-RR 2008, 1547 Rn. 11; Beschluss vom 8. Juli 2021 - V ZB 
94/20, ZIP 2021, 2506 Rn. 10). 
 

3. Entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde musste das Beschwerdegericht das Verfahren schließlich nicht 
nach § 180 Abs. 1 i.V.m. § 29 ZVG aufheben. Dass die Beteiligte zu 1 oder die Beteiligte zu 3 die dafür erforderliche 
Rücknahme des Antrags auf Teilungsversteigerung erklärt haben, ist schon nicht festgestellt und wird auch von 
der Rechtsbeschwerde nicht aufgezeigt. Ob die Beteiligte zu 2 den Versteigerungsantrag der Beteiligten zu 1 (kon-
kludent) zurückgenommen hat, kann offen bleiben. Da die Beteiligte zu 1 trotz der Pfändung und Überweisung des 
Erbteils das Teilungsversteigerungsverfahren selbstständig betreiben konnte (s.o. Rn. 13 ff.), war die Beteiligte zu 
2 zur Rücknahme des Antrags der Beteiligten zu 1 ohnehin nicht befugt. 

 

IV. 1. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO, der im Zwangsversteigerungsverfahren anwendbar ist, 
wenn sich die Beteiligten wie im kontradiktorischen Verfahren gegenüberstehen. Das ist bei einer Entscheidung 
über die Aufhebung oder Einstellung der Teilungsversteigerung der Fall (vgl. Senat, Beschluss vom 29. November 
2007 - V ZB 26/07, NJW-RR 2008, 1547 Rn. 12; Beschluss vom 8. Juli 2021 - V ZB 94/20, ZIP 2021, 2506 Rn. 16). 
 

2. Der Gegenstandswert für das gerichtliche Verfahren bestimmt sich nach dem gemäß § 74a Abs. 5 ZVG auf 
4.900.000 € festgesetzten Verkehrswert (§ 47 Abs. 1 Satz 1, § 54 Abs. 1 Satz 1 GKG). Die Änderung der Wertfest-
setzung für die Beschwerdeinstanz beruht auf § 63 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GKG. 
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BGH V. Senat    26.06.2025     V ZB 48/24 
 

Eintragung von Grundpfandrechten zugunsten noch nicht gezeugter Kinder 
 

Leitsatz 
 

Eine noch nicht gezeugte Person kann Inhaberin eines - durch ihre Lebendgeburt bedingten - Grundpfandrechts 
sein und ein solches erwerben. Daher ist die Eintragung eines Grundpfandrechts zugunsten noch nicht gezeugter 
Nachkommen in das Grundbuch nicht inhaltlich unzulässig im Sinne von § 53 Abs. 1 Satz 2 GBO.  
 

Sachverhalt 
 

I. Die 1960 geborene Antragstellerin ist seit dem Jahr 1987 Eigentümerin des im Eingang des Beschlusses be-
zeichneten Grundbesitzes. Sie ist Vorerbin ihrer im Jahr 2003 verstorbenen Mutter (nachfolgend: Erblasserin). 
Nacherben sind laut Erbschein "die Kinder der Vorerbin, ersatzweise ihre Geschwister [die Beteiligten zu 2 und 3]". 
Die Nacherbfolge tritt mit dem Tod der Antragstellerin ein. 
 

Im Jahr 2006 trug das Grundbuchamt auf Grund einer Bewilligung der Antragstellerin, aus der sich auch ihre Kin-
derlosigkeit zu diesem Zeitpunkt ergab, eine brieflose Grundschuld über 187.000 € in das Grundbuch ein. Gläubiger 
der Grundschuld sind laut eingetragenem Vermerk die "Nacherben der [Erblasserin]. Diese sind die Kinder [der 
Antragstellerin] ..., ersatzweise [die Beteiligte zu 2], ..., und [der Beteiligte zu 3], ..., in Erbengemeinschaft". Hinter-
grund dieser Grundschuldbestellung war nach Darstellung der Antragstellerin, dass sie im Jahre 2003 ein zum 
Nachlass gehörendes Grundstück unter der vormundschaftsgerichtlichen Auflage verkauft habe, den Kaufpreis 
mündelsicher anzulegen. Die Grundschuld sei an dem nicht zum Nachlass gehörenden Grundstück der Antrag-
stellerin bestellt worden, um diese Auflage zu erfüllen. 
 

Unter Beifügung notariell beglaubigter Löschungsbewilligungen der Beteiligten zu 2 und 3 hat die Antragstellerin 
die Löschung der eingetragenen Grundschuld beantragt und an Eides statt versichert, weder leibliche noch an 
Kindes statt angenommene Kinder zu haben. Das Grundbuchamt hat der Antragstellerin aufgegeben, eine Lö-
schungsbewilligung von einem für etwaige unbekannte Nacherben zu bestellenden Pfleger beizubringen. Dem ist 
die Antragstellerin nicht nachgekommen. Das Amtsgericht - Grundbuchamt - hat daraufhin den Löschungsantrag 
zurückgewiesen. Die dagegen gerichtete Beschwerde der Antragstellerin hat das Oberlandesgericht zurückgewie-
sen. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt die Antragstellerin ihr Löschungsbegehren weiter. 
 

II. Das Beschwerdegericht, dessen Entscheidung unter anderem in FGPrax 2024, 207 veröffentlicht ist, hält das 
Löschungsbegehren für unbegründet. Eine Löschung gemäß § 53 Abs. 1 Satz 2 GBO scheide aus, weil es sich bei 
der eingetragenen Grundschuld um eine ihrem Inhalt nach zulässige Eintragung handele. Es sei grundbuchrecht-
lich zulässig, ein Grundpfandrecht für noch nicht gezeugte Nachkommen (nondum concepti) einzutragen. Auch 
eine Löschung nach § 22 Abs. 1 Satz 1 GBO komme nicht in Betracht, weil die Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht 
nachgewiesen sei. Mit einer für das Grundbuchverfahren genügenden Gewissheit könne nicht ausgeschlossen 
werden, dass zum Zeitpunkt des Nacherbfalls Kinder der Antragstellerin vorhanden sein werden. Weder dem Ein-
tragungsvermerk noch der Eintragungsbewilligung lasse sich entnehmen, dass Nacherben nur die leiblichen Ab-
kömmlinge der Antragstellerin seien. Nacherben könnten daher noch durch Adoption eines (minderjährigen) Kindes 
oder Annahme eines Volljährigen als Kind entstehen. In der Folge bedürfe es für eine Löschung der eingetragenen 
Grundschuld neben den eingereichten Unterlagen auch der bislang fehlenden Löschungsbewilligung der unbe-
kannten Nacherben, die durch einen Pfleger mit gerichtlicher Genehmigung abgegeben werden könne.  
 

Entscheidungsgründe 
 

III. Die Rechtsbeschwerde ist infolge ihrer Zulassung durch das Beschwerdegericht nach § 78 Abs. 1 GBO statthaft 
und auch im Übrigen gemäß § 78 Abs. 3 GBO i.V.m. § 71 FamFG zulässig. Sie ist jedoch unbegründet. Zu Recht 
hat das Beschwerdegericht es abgelehnt, das Grundbuchamt zur Löschung der Grundschuld anzuweisen. 
 

1. Zutreffend nimmt das Beschwerdegericht an, dass die Eintragung der Grundschuld zugunsten der Nacherben 
der Erblasserin inhaltlich zulässig und daher nicht gemäß § 53 Abs. 1 Satz 2 GBO zu löschen ist. 
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a) Nach dieser Vorschrift darf eine Grundbucheintragung von Amts wegen nur gelöscht werden, wenn sie sich nach 
ihrem Inhalt als unzulässig erweist. Inhaltlich unzulässig im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 2 GBO ist eine Eintragung, 
die ihrem - gegebenenfalls durch Auslegung zu ermittelnden - Inhalt nach einen Rechtszustand oder -vorgang 
verlautbart, den es nicht geben kann, oder wenn sie etwas Widersprüchliches verlautbart und ihre Bedeutung auch 
bei zulässiger Auslegung nicht ermittelt werden kann; ebenfalls als nach ihrem Inhalt unzulässig ist eine Eintragung 
anzusehen, die ein an sich eintragungsfähiges Recht mit einem gesetzlich nicht erlaubten Inhalt verlautbart. Dabei 
muss sich die Unzulässigkeit aus dem Eintragungsvermerk selbst oder den zulässig in Bezug genommenen Ein-
tragungsunterlagen ergeben (stRspr., vgl. etwa Senat, Beschluss vom 13. Februar 2025 - V ZB 26/23, WM 2025, 
819 Rn. 20; Beschluss vom 21. Oktober 2021 - V ZB 52/20, FGPrax 2022, 49 Rn. 48 jeweils mwN). 
 

b) Inhaltlich unzulässig sind demnach unter anderem Grundbucheinträge, die zwar - wie hier in Form einer Grund-
schuld - ein an sich eintragungsfähiges Recht verlautbaren, jedoch als Berechtigten einen nicht grundbuchfähigen 
Träger ausweisen (vgl. BeckOK GBO/Holzer [1.6.2025], § 53 Rn. 63; Bauer/Schaub/Bauer, GBO, 5. Aufl., § 53 Rn. 
66). Das ist etwa der Fall, wenn zugunsten eines Berechtigten ein Recht eingetragen ist, dessen Erwerb ihm abs-
trakt-generell aus materiell-rechtlichen Gründen nicht möglich ist; mangels Erwerbsfähigkeit fehlt dem Berechtigten 
in diesen Fällen die erforderliche Grundbuchfähigkeit (vgl. Bauer/Schaub/Kilian, GBO, 5. Aufl., § 19 Rn. 74; Meikel, 
GBV, 11. Aufl., Vorbem. Rn. 161; differenzierend Bauer/Schaub/Bauer, GBO, 5. Aufl., § 13 Rn. 26). 
 

c) So liegt der Fall hier jedoch nicht. Die eingetragene Grundschuld verlautbart ein Recht, das zugunsten der "Kin-
der" der Antragstellerin als Nacherben der Erblasserin bestehen und daher zulässigerweise auch in das Grundbuch 
eingetragen werden kann. 
 

aa) Einigkeit besteht darin, dass sämtliche rechtsfähigen Personen und Personenverbände eine umfassende 
Grundbuchfähigkeit besitzen, da sie Inhaber von Grundstücksrechten sein können. Für den Menschen (als natür-
liche Person) beginnt die Rechtsfähigkeit gemäß § 1 BGB mit der Vollendung seiner Geburt; sie endet mit dem 
Tod. Daher ist die Eintragung einer Grundschuld in das Grundbuch zugunsten einer lebenden Person inhaltlich 
zweifellos zulässig (vgl. Meikel/Böttcher, GBO, 12. Aufl., Einleitung C Rn. 42; Meikel, GBV, 11. Aufl., Vorbem. Rn. 
161 f.). 
 

bb) Weiter besteht Einigkeit dahingehend, dass auch die Eintragung einer Grundschuld für nicht existente Perso-
nen inhaltlich zulässig sein kann. Das ist Folge des Umstands, dass sich die Unzulässigkeit der Eintragung aus 
dem Eintragungsvermerk selbst oder den zulässig in Bezug genommenen Eintragungsunterlagen ergeben muss 
(s.o. Rn. 7). Für die inhaltliche Zulässigkeit der Eintragung reicht es daher aus, wenn demnach nur die (vormalige) 
Existenz der als Berechtigte eingetragene Person abstrakt denkbar ist (vgl. Meikel/Böttcher, GBO, 12. Aufl., § 19 
Rn. 165 mwN). 
 

cc) Uneinigkeit besteht hingegen darüber, ob die Eintragung einer Grundschuld für nach diesen Unterlagen er-
kennbar noch nicht gezeugte Personen - wie hier die "Kinder" der Antragstellerin als Nacherben der Erblasserin - 
inhaltlich zulässig ist. Die Beantwortung dieser Rechtsfrage hängt auf Grund der dienenden Funktion des Grund-
buchrechts (vgl. Senat, Beschluss vom 4. Dezember 2008 - V ZB 74/08, BGHZ 179, 102 Rn. 13) davon ab, ob 
noch nicht gezeugte Personen nach materiellem Recht eine Grundschuld erwerben können. Dies wird - vornehm-
lich im Hinblick auf die Möglichkeit eines Hypothekenerwerbs - in Rechtsprechung und Literatur unterschiedlich 
beantwortet. 
 

(1) Zurückgehend auf Entscheidungen des Reichsgerichts (RGZ 61, 355; 65, 277; JW 1911, 362 Nr. 10) wird der 
Erwerb einer Hypothek für noch nicht gezeugte Personen in Rechtsprechung und Literatur für möglich gehalten. 
Da das Gesetz in verschiedenen Rechtsnormen (§ 331 Abs. 2, §§ 2101, 2162, 2178 BGB) vorsehe, dass diese 
Personen - vorbehaltlich ihrer Lebendgeburt - unentziehbare Rechtspositionen erlangen, müssten diese auch ge-
sichert werden können. Dogmatisch begründet wird das Ergebnis überwiegend mit einem subjektiv bedingten 
Rechtserwerb, teils mit einer fingierten bzw. beschränkten Rechtsfähigkeit der noch nicht gezeugten Person (vgl. 
OLG München, RNotZ 2011, 245, 247; BeckOGK/Kern, BGB [1.5.2025], § 1113 Rn. 133; Erman/Saenger, BGB, 
17. Aufl., § 1 Rn. 3; Erman/Roth, BGB, 17. Aufl., § 1882 Rn. 9; Grüneberg/Ellenberger, BGB, 84. Aufl., § 1 Rn. 9; 
Grüneberg/Herrler, BGB, 84. Aufl., § 1113 Rn. 12; jurisPK-BGB/Martinek/Heine, 10. Aufl., § 1 Rn. 15; Soer-
gel/Gössl, BGB, 14. Aufl., § 1 Rn. 21; Soergel/Heukenkamp, BGB, 14. Aufl., § 1115 Rn. 4; Staudinger/Kannowski, 
BGB [2024], § 1 Rn. 25; MüKoBGB/Spickhoff, 10. Aufl., § 1 Rn. 39, 52; Meikel/Böttcher, GBO, 12. Aufl., Einleitung 
C Rn. 45; Meikel, GBV, 11. Aufl., Vorbem. Rn. 162; BGB-RGRK/Krüger-Nieland, 12. Aufl., § 1 Rn. 9; BGB-
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RGRK/Mattern, 12. Aufl., § 1113 Rn. 16; Plank, BGB, 4. Aufl., § 1 Nr. 4; Avenarius, JR 1994, 267, 268 ff.; Bagel, 
Gruchot 52, 193, 214 ff.). 
 

(2) Die Gegenmeinung lehnt die Möglichkeit des Erwerbs einer Hypothek durch den nondum conceptus ab. Eine 
noch nicht gezeugte Person besitze nach der klaren gesetzlichen Regelung des § 1 BGB keine Rechtsfähigkeit. 
Zudem fehle es mangels existenter Person in jedem Fall an einer gegenwärtigen dinglichen Einigung (vgl. OLG 
Hamburg, OLGE 16, 155; Staudinger/C. Heinze, BGB [30.6.2021], § 873 Rn. 91; Staudinger/Wolfsteiner, BGB 
[2019], Einleitung zu §§ 1113 ff. Rn. 95 f.; wohl auch Erman/Wenzel, BGB, 17. Aufl., § 1113 Rn. 9). 
 

dd) Der Senat entscheidet die Rechtsfrage im Sinne der zuerst genannten Ansicht. Eine noch nicht gezeugte Per-
son kann Inhaberin eines - durch ihre Lebendgeburt bedingten - Grundpfandrechts sein und ein solches erwerben. 
Daher ist die Eintragung eines Grundpfandrechts zugunsten noch nicht gezeugter Nachkommen in das Grundbuch 
nicht inhaltlich unzulässig im Sinne von § 53 Abs. 1 Satz 2 GBO. 
 

(1) Das Bürgerliche Gesetzbuch enthält zwar keine ausdrückliche Bestimmung, nach der eine noch nicht gezeugte 
Person Inhaberin eines Grundpfandrechts sein kann. Die Regelung in § 1 BGB, wonach die Rechtsfähigkeit des 
Menschen (erst) mit der Vollendung der Geburt beginnt, spricht sogar eher dagegen. Denn eine nicht rechtsfähige 
Person kann grundsätzlich nicht Trägerin von Rechten und Pflichten und mithin auch nicht Inhaberin eines Grund-
pfandrechts sein (vgl. BeckOGK/Behme, BGB [1.9.2024], § 1 Rn. 2). 
 

(2) Der historische Gesetzgeber ging aber gleichwohl davon aus, dass auch schon vor der Geburt die Bestellung 
eines Grundpfandrechts in Form einer Hypothek für noch nicht gezeugte Personen möglich sein muss. In den 
Motiven zum Bürgerlichen Gesetzbuch ist insoweit ausgeführt, dass "sofern also nach anderweitigen Vorschriften 
auf den Fall, dass diese Person Abkömmlinge erhält, für dieselben eine Forderung begründet werden kann, muss 
das Grundbuchrecht die Bestellung einer Hypothek für eine solche Forderung ermöglichen" (Motive III S. 641). 
 

(3) Solche anderweitigen Vorschriften finden sich im Bürgerlichen Gesetzbuch an mehreren Stellen. So können 
noch nicht gezeugte Personen etwa durch einen Vertrag zugunsten Dritter bindend bedacht werden (§§ 328, 331 
Abs. 2 BGB), sie können - wie hier durch die Erblasserin - als Nacherben eingesetzt werden (§ 2101 Abs. 1, § 2106 
Abs. 2, § 2109 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BGB) oder Vermächtnisnehmer sein (§ 2162 Abs. 2, § 2178 BGB). Gemein ist 
all diesen aufgeführten Fällen, dass der noch nicht gezeugten Person, obgleich ihr nach dem Wortlaut des § 1 BGB 
keine Rechtsfähigkeit zukommt, eine gesicherte Rechtsposition - bedingt durch ihre Lebendgeburt - zuerkannt wird. 
Ob dies im Einzelnen mit einem subjektiv bedingten Erwerb und/oder einer fingierten bzw. beschränkten Rechts-
fähigkeit zu begründen ist, bedarf an dieser Stelle keiner abschließenden Klärung. 
 

(4) Denn unabhängig von der rechtsdogmatischen Begründung erfordert die gesetzliche Zuerkennung solcher 
Rechtspositionen, dass diese auch schon vor der Geburt gesichert werden können. Lässt das Gesetz es nämlich 
zu, dass den bedachten, aber noch nicht gezeugten Personen allein durch ihre Geburt bedingte unentziehbare 
Anwartschaften zustehen, müssen ihnen auch Mittel und Wege gegeben werden, um die ihnen zuerkannten künf-
tigen Rechte wirksam zu sichern. Um diesen Rechtsschutz zu erreichen, bedarf es - im Sinne des historischen 
Gesetzgebers - einer anzuerkennenden Erwerbsfähigkeit für durch den Sicherungszweck begrenzte (positive) Si-
cherungsrechte, wie sie auch lebenden Personen in Ansehung ihrer Rechte zustehen (in diese Richtung für noch 
nicht empfangene Nacherben Motive V S. 113). 
 

(a) So kann ein noch nicht gezeugter Nacherbe (vertreten durch einen Pfleger, § 1882 BGB) etwa, wenn eine 
erhebliche Verletzung seiner Nacherbenrechte durch den nicht befreiten Vorerben zu besorgen ist, von Letzterem 
gemäß §§ 2101, 2128 Abs. 1 BGB Sicherheitsleistung verlangen. Diese kann nach § 232 Abs. 1 BGB unter ande-
rem durch die Bestellung einer Hypothek zugunsten des Sicherungsnehmers bewirkt werden. Aber auch in den 
sonstigen Fällen, in denen dem nondum conceptus eine unentziehbare Rechtsposition zusteht, kann er bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen der §§ 916 ff. ZPO den Erlass einer einstweiligen Verfügung erwirken oder einen Arrest 
ausbringen, welcher durch Eintragung einer Sicherungshypothek vollzogen werden kann (so auch Bagel, Gruchot 
52, 193, 214 ff.). Die Hypothek ist mithin insoweit als (notfalls) zwangsweise zu erwirkendes Sicherungsmittel für 
auf Geldleistung gerichtete Verpflichtungen im Gesetz angelegt. Daneben bleibt es aber selbstverständlich weiter-
hin möglich, eine Geldforderung durch eine rechtsgeschäftlich zu bestellende Hypothek zu sichern, was nach § 
1113 Abs. 2 BGB auch für eine künftige oder - durch die Lebensgeburt - bedingte Forderung erfolgen kann. 
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(b) Wie das Beschwerdegericht richtig sieht, kann dem Erwerb einer Hypothek durch den nondum conceptus nicht 
entgegengehalten werden, dass es mangels dessen gegenwärtiger Existenz zwingendermaßen an einer dinglichen 
Einigung zwischen Sicherungsgeber und der noch nicht gezeugten Person fehlte (so aber Staudinger/Wolfsteiner, 
BGB [2019], Einleitung zu §§ 1113 ff. Rn. 95). Richtig ist zwar, dass dingliche Rechte für Dritte nicht durch ein 
einseitiges Rechtsgeschäft des Grundstückseigentümers begründet werden können; ebenso wenig können dingli-
che Rechte an einem Grundstück durch eine Verfügung zugunsten Dritter analog § 328 BGB zur Entstehung ge-
bracht werden (vgl. Senat, Urteil vom 29. Januar 1964 - V ZR 209/61, BGHZ 41, 95). Etwa erforderliche Willenser-
klärungen können aber für den nondum conceptus durch einen gemäß § 1882 BGB (§ 1913 BGB aF) zu bestel-
lenden Pfleger abgegeben und entgegengenommen werden. 
 

(c) Praktische Schwierigkeiten stehen dem nicht entgegen. Zwar trifft es zu, dass die Eintragung der Hypothek im 
Grundbuch insbesondere dann, wenn die bedachte, aber noch nicht gezeugte Person über einen längeren Zeit-
raum hinweg nicht zur Welt kommt, eine gewisse "Vermögenssperre" bewirkt. Dies ist jedoch der Sicherbarkeit 
künftiger und bedingter Ansprüche immanent (vgl. Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 16. Aufl., Rn. 1930), für den-
jenigen, der die Hypothek bestellt, absehbar und vermag das Sicherungsbedürfnis der noch nicht gezeugten Per-
sonen nicht auszuräumen. 
 

(5) Ist nach dem Vorstehenden die Möglichkeit einer Bestellung einer Hypothek für eine noch nicht gezeugte Person 
materiell-rechtlich anzuerkennen, so sind keine durchgreifenden Gründe erkennbar, dem nondum conceptus nicht 
auch den Erwerb einer Grundschuld zuzubilligen. Die rechtsgeschäftlich bestellte Grundschuld ist geeignet, den 
noch nicht gezeugten Nacherben hinsichtlich des Erbes abzusichern. Zwar ist sie forderungsunabhängig, weshalb 
sie als Sicherungsleistung i.S.d. § 232 Abs. 1 BGB nur durch Verpfändung eingesetzt werden kann (vgl. Er-
man/Schmidt-Räntsch, BGB, 17. Aufl., § 232 Rn. 5). Dem möglichen Sicherungsbedürfnis eines nondum conceptus 
als Nacherbe gegenüber dem Vorerben (vgl. § 2128 Abs. 1 BGB) wird aber durch die Bestellung einer Grundschuld 
nicht weniger Rechnung getragen als durch die Bestellung einer Hypothek. 
 

ee) Gemessen daran sieht das Beschwerdegericht den Grundschuldeintrag zu Recht als inhaltlich zulässig im 
Sinne von § 53 Abs. 1 Satz 2 GBO an. Unausgesprochen legt es dabei rechtsfehlerfrei zu Grunde, dass die Ein-
tragung auch dem grundbuchrechtlichen Bestimmtheitsgebot genügt. Denn besteht - wie hier - Ungewissheit über 
die Identität der berechtigten Nacherben oder ist eine namentliche Bezeichnung nicht möglich, kann die notwendige 
Bestimmtheit und Individualisierung durch eine Bezeichnung erfolgen, die eine Verwechslung ihrer Person aus-
schließt (vgl. Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, Rn. 1950; Meikel/Schneider, GBV, 11. Aufl., § 15 Rn. 31 f.; Dem-
harter, GBO, 33. Aufl., § 44 Rn. 51; Burandt/Rojahn/Lang, Erbrecht, 4. Aufl., § 2101 Rn. 6). Das ist vorliegend 
durch die nähere Bezeichnung der Grundschuldgläubiger als Kinder der Antragstellerin geschehen. 
 

2. Zutreffend geht das Beschwerdegericht weiter davon aus, dass die Voraussetzungen für eine Löschung der 
eingetragenen Grundschuld im Wege der Grundbuchberichtigung nicht vorliegen. Nach dem in § 22 Abs. 1 Satz 1 
GBO niedergelegten Grundsatz bedarf es zur Berichtigung des Grundbuchs entweder einer Bewilligung nach § 19 
GBO der durch die beabsichtigte Eintragung - zu der auch eine Löschung gehört (Demharter, GBO, 33. Aufl., § 19 
Rn. 3) - Betroffenen oder des Nachweises der Unrichtigkeit des Grundbuchs. Beides liegt nicht vor. 
 

a) Betroffen von einer Eintragung und damit bewilligungsberechtigt nach § 19 GBO ist derjenige, dessen grund-
buchmäßiges Recht durch die vorzunehmende Eintragung rechtlich beeinträchtigt wird oder zumindest rechtlich 
nachteilig berührt werden kann (vgl. Senat, Beschluss vom 21. Januar 2016 - V ZB 43/15, MittBayNot 2017, 374 
Rn. 8). Sind mehrere Personen betroffen, ist die Bewilligung aller Betroffenen erforderlich; fehlt die Bewilligung 
eines der Betroffenen, ist die Berichtigung entweder nur beschränkt oder überhaupt nicht zulässig (vgl. 
KEHE/Meier, Grundbuchrecht, 9. Aufl., § 22 Rn. 155; Demharter, GBO, 33. Aufl., § 22 Rn. 34). Demnach bedarf 
es für die erstrebte vollständige Löschung der Grundschuld - neben der Zustimmung der Antragstellerin gemäß § 
27 Satz 1 GBO - nicht nur der bereits beigebrachten Löschungsbewilligungen der Beteiligten zu 2 und 3 als Ersatz-
nacherben. Vorliegen muss vielmehr auch eine Löschungsbewilligung der als Nacherben eingetragenen "Kinder" 
der Antragstellerin, die hinsichtlich noch nicht vorhandener Kinder durch einen zu bestellenden Pfleger mit betreu-
ungsgerichtlicher Genehmigung abzugeben ist (§§ 1882, 1850 Nr. 1 BGB). Hieran fehlt es. 
 

b) Mangels dieser Bewilligung ist die Löschung der Grundschuld nur möglich, wenn die Grundbuchunrichtigkeit 
nachgewiesen ist (§ 22 Abs. 1 Satz 1 GBO). An den Nachweis sind strenge Anforderungen zu stellen. Es sind alle 
Möglichkeiten, bis auf ganz entfernte, auszuräumen, die der Richtigkeit der begehrten berichtigenden Eintragung 
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entgegenstehen können. Der Nachweis der Grundbuchunrichtigkeit ist nach § 29 Abs. 1 GBO durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden zu führen (vgl. Senat, Beschluss vom 21. Januar 2016 - V ZB 43/15, MittBay-
Not 2017, 374 Rn. 9 mwN). 
 

c) Nach diesen Maßstäben hat die Antragstellerin den ihr obliegenden Unrichtigkeitsnachweis, der die fehlende 
Löschungsbewilligung der (künftigen) Kinder der Antragstellerin entbehrlich machen würde, nicht erbracht. 
 

aa) Ist - wie hier - eine künftige Person als Nacherbe eingesetzt, besteht bis zum Eintritt des Nacherbfalls ein 
Schwebezustand. Dieser endet, wenn feststeht, dass der Bedachte nicht mehr geboren werden oder entstehen 
kann (vgl. BeckOGK/Müller-Christmann, BGB [15.3.2025], § 2101 Rn. 15; MüKoBGB/Lieder, 9. Aufl., § 2101 Rn. 
13). So muss es sich auch im Hinblick auf die eingetragene Grundschuld verhalten. Steht fest, dass die als Gläu-
biger einer Grundschuld eingetragene künftige Person nicht mehr geboren werden oder entstehen kann, führt dies 
zu einem endgültigen Erlöschen der Grundschuld und damit zur Unrichtigkeit des Grundbuchs. 
 

bb) Die Antragstellerin hat jedoch nicht nachgewiesen, dass sie zukünftig keine Kinder haben wird. Dabei kommt 
es nicht darauf an, ob die von der Antragstellerin abgegebene eidesstattliche Versicherung im Grundbuchverfahren 
ein taugliches Mittel darstellt, um einen Unrichtigkeitsnachweis zu führen (vgl. hierzu Senat, Beschluss vom 10. 
Februar 2022 - V ZB 87/20, DNotZ 2022, 530 Rn. 32). Denn auch wenn man die Versicherung für zulässig hielte, 
wäre sie inhaltlich kein ausreichender Nachweis dafür, dass die Antragstellerin künftig keine Kinder haben wird. 
 

(1) Zwar könnte sich angesichts des erreichten Lebensalters der Antragstellerin die Geburt leiblicher Abkömmlinge 
als lediglich ganz entfernte Möglichkeit darstellen, die die Antragstellerin für den Unrichtigkeitsnachweis nach dem 
aufgezeigten Maßstab nicht ausräumen müsste. In der neueren Rechtsprechung und Literatur wird allerdings teil-
weise davon ausgegangen, dass aufgrund der sich stetig weiterentwickelnden modernen Reproduktionsmedizin 
selbst in hohem Alter nicht mehr offenkundig ausgeschlossen ist, dass Frauen leibliche Abkömmlinge bekommen 
(ausführlich OLG Hamm, ZEV 2016, 200 Rn. 17 ff.; MüKoBGB/Lieder, 9. Aufl., § 2101 Rn. 13; BeckOGK/Müller-
Christmann, BGB [15.3.2025], § 2101 Rn. 15; Staudinger/Avenarius, BGB [2019], § 2101 Rn. 13; anders noch OLG 
Hamm, NJW-RR 1997, 1095, 1096). Ob das Grundbuchamt ab einem bestimmten Lebensalter einer Frau davon 
ausgehen darf - oder gar muss -, dass sie im Sinne eines Erfahrungssatzes offenkundig keine leiblichen Kinder 
mehr bekommen kann, bedarf vorliegend aber keiner Entscheidung. 
 

(2) Denn es ist jedenfalls nicht ausgeschlossen, dass die Antragstellerin ein Kind durch Adoption annimmt. 
 

(a) Soweit die Rechtsbeschwerde hiergegen einwendet, die Auslegung der letztwilligen Verfügung ergebe, dass 
nach dem Willen der Erblasserin nur leibliche Abkömmlinge der Antragstellerin, nicht aber auch adoptierte Perso-
nen als Nacherben eingesetzt seien, kommt es hierauf insoweit nicht an. Bei der Auslegung des Inhaltes einer 
Grundbucheintragung ist vorrangig auf Wortlaut und Sinn abzustellen, wie er sich für einen unbefangenen Betrach-
ter als nächstliegende Bedeutung ergibt; Umstände außerhalb der Grundbucheintragung und einer ggf. nach § 874 
BGB in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung dürfen nur insoweit mit herangezogen werden, als sie nach 
den besonderen Verhältnissen des Einzelfalls für jedermann ohne weiteres erkennbar sind (vgl. Senat, Beschluss 
vom 13. Februar 2025 - V ZB 26/23, WM 2025, 819 Rn. 27 mwN). Die letztwillige Verfügung der Erblasserin ist in 
der Grundbucheintragung, die ein nicht zum Nachlass gehörendes Grundstück betrifft, nicht in Bezug genommen 
und kann daher für die Auslegung des Begriffs "Kinder [der Antragstellerin]" nicht mit herangezogen werden. 
 

(b) Das Beschwerdegericht geht rechtsfehlerfrei davon aus, dass der Eintragung keine Einschränkung dahinge-
hend zu entnehmen ist, dass mit dem Begriff "Kinder" nur leibliche Kinder der Antragstellerin gemeint sind. Dabei 
kann dahinstehen, ob die Annahme eines Volljährigen als Kind (§§ 1767 ff. BGB) möglicherweise deshalb von der 
Reichweite der Eintragung auszunehmen ist, weil anderenfalls das aus der Grundbucheintragung erkennbare Erb-
recht der Ersatzerben - auf deren durch die Löschungsbewilligung zum Ausdruck gebrachten Verzicht es für die 
objektive Auslegung der Eintragung nicht ankommt - zu leicht umgangen werden könnte. 
 

(c) Denn jedenfalls die Annahme eines minderjährigen Kindes ist nicht offensichtlich ausgeschlossen und stellt 
keine lediglich ganz entfernte Möglichkeit dar, die die Antragstellerin nicht auszuräumen hätte. Für die Annahme 
als Kind ist lediglich ein Mindestalter des Annehmenden vorgeschrieben (§ 1743 BGB), eine Altershöchstgrenze 
gibt es nicht. Ob ein bestimmtes Alter des Annehmenden oder der Altersabstand zu dem minderjährigen Kind der 
Adoption nach § 1741 Abs. 1 BGB entgegensteht, ist eine Frage des Einzelfalles (vgl. MükoBGB/Maurer, 9. Aufl., 
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§ 1741 Rn. 111 ff.). Ein Erfahrungssatz dahingehend, dass die Adoption eines Minderjährigen durch eine über 60 
Jahre alte Person in Deutschland ausgeschlossen ist oder keine praktisch relevante Möglichkeit darstellt, ist weder 
festgestellt noch gerichtsbekannt und wird von der Rechtsbeschwerde auch nicht anhand von Vortrag aus den 
Tatsacheninstanzen aufgezeigt. 
 

cc) Die Unrichtigkeit des Grundbuchs ergibt sich des Weiteren entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde 
nicht daraus, dass die Grundschuld vorliegend an einem Grundstück der Antragstellerin bestellt ist, welches nicht 
aus dem Nachlass der Erblasserin stammt. Denn der sicherungshalber zuzulassende Rechtserwerb noch nicht 
gezeugter Nacherben ist - wie bei lebenden Nacherben - nicht auf den Nachlass beschränkt. So kann der Nacherbe 
eine nach § 2128 Abs. 1 BGB zu leistende Sicherheit aus dem Nachlass, aber auch aus dem persönlichen Vermö-
gen des Vorerben verlangen, da es sich bei der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung um eine persönliche Schuld 
des Vorerben handelt (vgl. BeckOGK/Deppenkemper, BGB [1.11.2024], § 2128 Rn. 13). 
 

dd) Soweit die Antragstellerin im Rechtsbeschwerdeverfahren erstmals die Wirksamkeit der Bestellung der Grund-
schuld angreift, führt dies ebenfalls nicht zum Erfolg. Die von der Rechtsbeschwerde geäußerten Zweifel, ob der 
Bestellung eine dingliche Einigung zwischen der Antragstellerin und einem für deren künftige Kinder bestellten 
Pfleger zu Grunde lag, reichen für den Nachweis der Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht aus. Vielmehr bedürfte 
es eines Nachweises in der Form des § 29 Abs. 1 GBO, dass es eine solche Einigung nicht gab. Überdies handelt 
es sich um erstmals im Rechtsbeschwerdeverfahren erhobenes Tatsachenvorbringen, das auf keiner Verfahrens-
rüge fußt und demnach gemäß § 78 Abs. 3 GBO, § 71 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b), § 74 Abs. 3 Sätze 3 und 4 FamFG 
i.V.m. § 559 Abs. 1 ZPO unberücksichtigt bleiben muss (vgl. Bauer/Schaub/Sellner, GBO, 5. Aufl., § 78 Rn. 33; 
Sternal/Göbel, FamFG, 21. Aufl., § 71 Rn. 47; § 74 Rn. 38 ff.). Darüber hinaus betrifft der Einwand aber auch einen 
die anfängliche Unrichtigkeit des Grundbuchs begründenden Umstand, mit dem die Antragstellerin eine Grund-
buchberichtigung im (Rechts-)Beschwerdeverfahren zulässigerweise nicht erreichen kann (vgl. Senat, Beschluss 
vom 7. November 2024 - V ZB 6/24, NJW 2025, 506 Rn. 7). 
 

IV. Eine Kostenentscheidung ist nicht veranlasst (§ 22 Abs. 1 GNotKG). Die Festsetzung des Gegenstandswerts 
beruht auf § 53 Abs. 1 Satz 1 GNotKG.
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BGH VI. Senat    02.07.2025     VI ZR 93/24 
 

Vermächtnis zu Gunsten eines behandelnden Arztes  

 

Leitsatz  
 

Ein Vermächtnis, das ein Patient dem ihn behandelnden Arzt zuwendet, ist nicht nach § 32 Abs. 1 Satz 1 der 
Berufsordnung der Ärztekammer Westfalen-Lippe (entspricht § 32 Abs. 1 Satz 1 der Muster-Berufsordnung für die 
in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte) in Verbindung mit den §§ 134, 2171 Abs. 1 BGB unwirksam.  
 

Sachverhalt 
 

I. Der Beteiligte zu 1 ist Eigentümer des im Eingang dieses Beschlusses bezeichneten Grundstücks. Die Der Klä-
ger, Insolvenzverwalter über das Vermögen eines Arztes (im Weiteren: Schuldner), nimmt die Beklagte auf Erfül-
lung eines Vermächtnisses in Anspruch. 
 

Der Schuldner war seit dem Frühjahr 2015 Hausarzt des im Januar 2018 ledig und kinderlos verstorbenen Erblas-
sers. Die Beklagte pflegte den Erblasser. Am 22. Januar 2016 schlossen der Erblasser (bezeichnet als Erschiene-
ner zu 1), der Schuldner (bezeichnet als Erschienener zu 2) sowie die Beklagte und deren Tochter vor einem Notar 
eine als "Betreuungs-, Versorgungs- und Erbvertrag" bezeichnete Vereinbarung. Darin heißt es auszugsweise: 
 

"Der Erschienene zu 1.) ist von dem Verhalten seiner Verwandtschaft schwer enttäuscht. 
 

Der Erschienene zu 1.) möchte - wie dieses bereits seit einiger Zeit geschieht - sichergestellt haben, dass 
seine medizinische und pflegerische sowie sonstige Versorgung gewährleistet ist. 
 

1. Zu dem Zwecke verpflichtet sich der Erschienene zu 2.) gegenüber dem Erschienenen zu 1.) zur Er-
bringung der nachfolgend aufgeführten über die reine ärztliche Versorgung hinausgehenden Leistungen: 
 

-    Medizinische Beratung und Behandlung im Erkrankungsfall; 

-    Hausbesuche für den Fall, dass kein Praxisbesuch möglich ist; 

-    Telefonische Erreichbarkeit auch am Wochenende und in den Abendstunden/Nachts; 

-    Beratung zur medikamentösen Behandlung; 

-    Gespräche mit den Fachkollegen über Besonderheiten im Krankheitsfall; 

-    Betreuung im häuslichen Bereich bei Zunahme von alterstypischen Veränderungen z.B. Gedächtnis-
störungen; 

-    Patientenverfügung erstellen; 

-    Betreuungsmaßnahmen zu Angelegenheiten Post/Finanzen etc. (sofern gewünscht); 

-    Beratungen/Behandlung für den Fall einer Pflegebedürftigkeit (Pflegedienst etc.); 

-    Beratungen und Betreuung im Umgang mit behördlichen Angelegenheiten (Pflegestufe/Schwerbehin-
derung). […] 

 

4. Der Erschienene zu 1.) seinerseits bestimmt, dass im Falle seines Todes der Erschienene zu 2.) als 
Gegenleistung das dem Erschienenen zu 1.) gehörende im Grundbuch ... verzeichnete Grundstück ... 
erhält. […] 
 

Den Parteien ist bewusst, dass Leistung und Gegenleistung gegebenenfalls in einem erheblichen Miss-
verhältnis zueinander stehen können z.B. dann, wenn der Erschienene zu 1.) kurzfristig verstirbt. 
 

Alle Beteiligten erklärten sich allerdings bereit, dieses Risiko auf sich nehmen zu wollen." 
 

Am 11. März 2016 errichtete der Erblasser ein notarielles Testament, in dem er die Beklagte im Hinblick auf sein 
nicht vom Betreuungs-, Versorgungs- und Erbvertrag erfasstes Vermögen zu seiner Alleinerbin einsetzte. 
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Im Dezember 2019 wurde über das Vermögen des Schuldners das Insolvenzverfahren eröffnet und der Kläger zum 
Insolvenzverwalter bestellt. Er hat die Beklagte auf Übertragung des in der Vereinbarung vom Januar 2016 dem 
Schuldner zugewandten Grundstücks in Anspruch genommen. Die Beklagte hält die Zuwendung unter anderem 
wegen Sittenwidrigkeit und Verstoßes gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 der für den Schuldner geltenden Berufsordnung 
der Ärztekammer Westfalen-Lippe (im Weiteren: BO-Ä) für unwirksam. Diese Vorschrift lautet: 
 

"Unerlaubte Zuwendung 

 

(1) Es ist nicht gestattet, von Patientinnen und Patienten oder anderen Geschenke oder andere Vorteile 
für sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten versprechen zu lassen oder anzunehmen, wenn 
hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Unabhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beeinflusst 
wird. ..." 

 

In den Vorinstanzen ist die Klage erfolglos geblieben. Mit seiner vom Senat zugelassenen Revision verfolgt der 
Kläger sein Klagebegehren weiter. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision hat Erfolg. 
 

I. Das Berufungsgericht hat angenommen, die Beklagte habe den Erblasser allein beerbt. Die Regelung in Nr. 4 
der Vereinbarung vom 22. Januar 2016 hat es als Vermächtnisanordnung zugunsten des Schuldners ausgelegt. 
Der Vermächtnisanspruch sei allerdings nach der maßgeblichen Rechtslage zum Zeitpunkt des Erbfalls gemäß 
den §§ 134, 2171 BGB unwirksam, da dem Schuldner ein standesrechtlicher Verstoß gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 
BO-Ä vorzuwerfen sei. Diese Vorschrift sei ein Verbotsgesetz, da sie § 30 BO-Ä konkretisiere, der auf die Sicherung 
der Unabhängigkeit der ärztlichen Entscheidung gerichtet sei. 

 

Der Verstoß gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä führe zur Teilnichtigkeit der Vereinbarung vom Januar 2016 hinsichtlich 
deren den Schuldner betreffenden Bestimmungen. Anders als bei einer testamentarischen Verfügung sei es mit 
dem Sinn und Zweck des Verbotsgesetzes nicht vereinbar, wenn der Schuldner trotz seines Verstoßes einen An-
spruch aus dem Vertrag mit dem Erblasser geltend machen könne. § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä diene dem auf die 
Ärzteschaft allgemein bezogenen und hier betroffenen abstrakten Vertrauen in die Freiheit und Unabhängigkeit 
ärztlicher Entscheidungen und damit letztlich dem Ansehen und der Integrität der Ärzteschaft. Verfassungsrechtli-
che Aspekte gäben keine Veranlassung zu einer anderen Beurteilung, weil aus der Unwirksamkeit der vertrags-
mäßig bindenden Vermächtniszuwendung gerade keine ungerechtfertigte Einschränkung der Testierfreiheit des 
Erblassers zu Lebzeiten folge. Werde der Verstoß des Schuldners gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä nicht gemäß § 
134 BGB sanktioniert, sei es dem Erblasser vielmehr nicht möglich, sich von seiner einmal übernommenen, zwei-
felsfrei bindenden vertragsmäßigen Verfügung zu lösen. 
 

II. Das hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand. Mit der gegebenen Begründung kann der vom Kläger geltend 
gemachte Anspruch nicht verneint werden. Das in Nr. 4 der Vereinbarung vom Januar 2016 zugunsten des Schuld-
ners angeordnete Vermächtnis ist nicht wegen Verstoßes gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä gemäß den §§ 134, 2171 
Abs. 1 BGB unwirksam. Zwar können Vorschriften in berufsständischen Satzungen von Selbstverwaltungskörper-
schaften Verbotsgesetze im Sinne des § 134 BGB sein (BGH, Beschluss vom 9. November 2021 - VIII ZR 362/19, 
NJW-RR 2022, 336 Rn. 17; Urteile vom 23. Februar 2012 - I ZR 231/10, GRUR 2012, 1050 Rn. 20 ff.; vom 20. 
März 2003 - III ZR 135/02, NJW-RR 2003, 1175 [juris Rn. 8]; jeweils m.w.N.). Ein möglicher Verstoß gegen § 32 
Abs. 1 Satz 1 BO-Ä hat aber nicht die Unwirksamkeit des Vermächtnisses zugunsten des Schuldners zur Folge. 
 

1. Für ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, ordnet § 134 BGB nicht ausnahmslos die 
Nichtigkeit an. Diese Rechtsfolge ist vielmehr davon abhängig, dass sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 
§ 134 BGB kann daher nicht ohne Rückgriff auf das verletzte Verbot angewendet werden. Fehlt es der Verbotsvor-
schrift - wie im Fall des § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä - an einer Rechtsfolgenregelung, sind Sinn und Zweck des 
verletzten Verbots entscheidend. Erforderlich ist eine Abwägung, ob es mit dem Sinn und Zweck des Verbots ver-
einbar ist, die durch das Rechtsgeschäft getroffene Regelung hinzunehmen und bestehen zu lassen (Senatsurteil 
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vom 23. Oktober 1980 - IVa ZR 28/80, BGHZ 78, 263, 265 [juris Rn. 14]; BGH, Beschluss vom 10. März 2016 - I 
ZB 99/14, NJW-RR 2016, 892 Rn. 19; Urteil vom 25. September 2014 - IX ZR 25/14, NJW 2014, 3568 Rn. 14). 
 

2. Auf dieser Grundlage erfordern es Sinn und Zweck des § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä indessen nicht, das zugunsten 
des Schuldners angeordnete Vermächtnis als unwirksam anzusehen. 
 

a) Betrifft das gesetzliche Verbot nur einen Vertragspartner, so hat dies im Regelfall nicht die Unwirksamkeit des 
Rechtsgeschäfts zur Folge (Senatsurteil vom 23. Oktober 1980 - IVa ZR 28/80, BGHZ 78, 263, 265 [juris Rn. 14]; 
BGH, Urteile vom 25. September 2014 - IX ZR 25/14, NJW 2014, 3568 Rn. 15; vom 12. Mai 2011 - III ZR 107/10, 
NJW-RR 2011, 1426 Rn. 12). Maßgebend hierfür ist nicht, ob das vom Verbot erfasste Rechtsgeschäft ein- oder 
zweiseitig ist, sondern, an welchen der am Rechtsgeschäft Beteiligten sich das gesetzliche Verbot richtet. Adressat 
des Verbots in § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä ist aber allein der Arzt und nicht dessen Patient (OLG Frankfurt ZEV 2024, 
171 Rn. 38; Litzenburger ZEV 2024, 174). 
 

Schon ihrem Wortlaut nach verbietet die Vorschrift nur ein Verhalten des Arztes, indem sie ihm nicht gestattet, 
Geschenke oder andere Vorteile zu fordern, sich versprechen zu lassen oder anzunehmen. Dem entspricht es, 
dass die Rechtsetzungsgewalt der die Berufsordnung erlassenden Landesärztekammer ausschließlich die Rege-
lung eigener Angelegenheiten umfasst (BGH, Urteil vom 28. April 1981 - VI ZR 80/79, NJW 1981, 2007 [juris Rn. 
14]; Flöck NZFam 2024, 574; MünchKomm-BGB/Armbrüster, 10. Aufl. § 134 Rn. 42), sich die Berufsordnung also 
nur an den Arzt und nicht an dessen Patienten richtet (Rehborn in Prütting, Medizinrecht 7. Aufl. Einl. MBOÄ Rn. 
5). 
 

Das Verbot des § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä bezweckt auch keinen Schutz des Erbrechts der Angehörigen des Pati-
enten (Plantholz/Rochon, FamRZ 2001, 270, 272). Die Vorschrift soll vielmehr das Ansehen und die Integrität der 
Ärzteschaft sichern. Von Patienten Geschenke oder andere Vorteile zu fordern, sich versprechen zu lassen oder 
anzunehmen, ist Ärzten schon nach dem Wortlaut des § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä nur untersagt, wenn hierdurch der 
Eindruck erweckt wird, dass die Unabhängigkeit der ärztlichen Entscheidung beeinflusst wird. Weil insoweit Zweifel 
an der Unabhängigkeit aus der Sicht eines objektiven Beobachters genügen, schützt das Verbot nicht nur die 
konkrete Unabhängigkeit des Arztes, sondern auch das abstrakte Vertrauen der Allgemeinheit in die Freiheit und 
Unabhängigkeit ärztlicher Entscheidungen (Landesberufsgericht für Heilberufe Münster MedR 2008, 397 [juris Rn. 
56]; Plantholz/Rochon, FamRZ 2001, 270, 271; Spickhoff/Scholz Medizinrecht 4. Aufl. § 32 MBO Rn. 1; vgl. VG 
Berlin medstra 2022, 57 Rn. 48; Ärztegerichtshof des Saarlandes MedR 2011, 752 [juris Rn. 21]). Den Schutz des 
zuwendenden Patienten bezweckt § 32 Abs.1 Satz 1 BO-Ä dagegen nicht. 
 

b) Daran ändert es nichts, dass ein nur einen Vertragspartner betreffendes gesetzliches Verbot ausnahmsweise 
zur Unwirksamkeit des Rechtsgeschäfts führt, wenn es mit dem Sinn und Zweck des Verbotsgesetzes nicht ver-
einbar wäre, die durch das Rechtsgeschäft getroffene rechtliche Regelung hinzunehmen und bestehen zu lassen, 
und hieraus die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts gefolgert werden muss (Senatsurteil vom 23. Oktober 1980 - IVa 
ZR 28/80, BGHZ 78, 263, 265 [juris Rn. 14]; BGH, Urteile vom 25. September 2014 - IX ZR 25/14, NJW 2014, 3568 
Rn. 15; vom 12. Mai 2011 - III ZR 107/10, NJW-RR 2011, 1426 Rn. 12). Das ist hier nicht der Fall. Mit dem Schutz 
der Unabhängigkeit des Arztes sowie des Ansehens und der Integrität der Ärzteschaft ist es nicht unvereinbar, eine 
Zuwendung von Todes wegen zugunsten des behandelnden Arztes als wirksam anzusehen. Die Durchsetzung 
des allein an den Arzt gerichteten Verbots kann vielmehr durch berufsrechtliche Sanktionen ausreichend sicherge-
stellt werden. Kann das Verbot mit Mitteln des Berufsrechts durchgesetzt werden, besteht kein Allgemeininteresse 
daran, eine berufsordnungswidrige Zuwendung als unwirksam anzusehen (Senatsurteil vom 23. Oktober 1980 - 
IVa ZR 28/80 aaO S. 266 f. [juris Rn. 17]; BGH, Urteil vom 25. September 2014 aaO Rn. 18). 
 

3. Außerdem verbietet die grundgesetzlich geschützte Testierfreiheit des Patienten, die Unwirksamkeit eines zu-
gunsten des ihn behandelnden Arztes angeordneten Vermächtnisses aus dem berufsrechtlichen Verbot des § 32 
Abs. 1 Satz 1 BO-Ä herzuleiten. 
 

a) Die Testierfreiheit ist ein bestimmendes Element der Erbrechtsgarantie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG und dient 
der Selbstbestimmung des Einzelnen im Rechtsleben (Senatsurteil vom 20. Oktober 1993 - IV ZR 231/92, BGHZ 
123, 368 unter II [juris Rn. 8]; BGH, Beschluss vom 5. Juni 1992 - BLw 7/91, BGHZ 118, 361 unter III 1 c [juris Rn. 
13]; BVerfGE 112, 332 Rn. 62; 99, 341, 350 [juris Rn. 41]). Kraft seiner Testierfreiheit darf der Erblasser zu Leb-
zeiten einen von der gesetzlichen Erbfolge abweichenden Übergang seines Vermögens nach seinem Tod an einen 
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oder mehrere Rechtsnachfolger anordnen. Dadurch wird ihm die Möglichkeit eingeräumt, die Erbfolge selbst durch 
Verfügung von Todes wegen weitgehend nach seinen persönlichen Wünschen und Vorstellungen zu regeln (Se-
natsbeschluss vom 2. Dezember 1998 - IV ZB 19/97, BGHZ 140, 118, 128 [juris Rn. 36]; BVerfGE 112, 332 Rn. 
62; BVerfGE 99, 341, 350 [juris Rn. 41]). 
 

b) Dieses Recht des Erblassers wäre verletzt, wenn ein Verstoß gegen § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä eine letztwillige 
Verfügung unwirksam werden ließe. Zwar bilden gesetzliche Verbote im Sinne der §§ 134, 2171 Abs. 1 BGB eine 
Schranke der Testierfreiheit (vgl. Senatsbeschluss vom 2. Dezember 1998 - IV ZB 19/97, BGHZ 140, 118, 128 
[juris Rn. 37]; BGH, Beschluss vom 24. Juli 2019 - XII ZB 560/18, ErbR 2020, 247 Rn. 14). Dessen ungeachtet darf 
in die Testierfreiheit aber nur in Verfolgung eines verfassungsrechtlich legitimen Zwecks und nur unter Wahrung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit eingegriffen werden (BVerfG ZEV 1998, 312 [juris Rn. 6]). Das ist hier 
nicht der Fall. 
 

aa) Für eine Beschränkung der Testierfreiheit durch § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä fehlt schon eine ausreichende ge-
setzliche Grundlage. Entscheidungen, die für die Grundrechtsausübung wesentlich sind, müssen durch den Ge-
setzgeber getroffen werden und dürfen nicht anderen Normgebern überlassen bleiben (BVerfG NJW 2023, 831 
Rn. 182). Eine Einschränkung der Testierfreiheit bedarf einer hinreichend bestimmten Ermächtigungsgrundlage in 
einem Gesetz (vgl. BVerfGE 161, 299 Rn. 126), die den Umfang der Ermächtigung für den Adressaten erkennbar 
und vorhersehbar festlegt (BVerfG NVwZ 2022, 1129 Rn. 40). Daran fehlt es für § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä, wenn er 
als eine Verbotsnorm verstanden wird, die den durch letztwillige Verfügung zuwendenden Patienten schützen soll. 
Die Ermächtigung der Ärztekammer Westfalen-Lippe zum Erlass ihrer Berufsordnung findet sich in § 31 Abs. 3 
Satz 1 des Heilberufsgesetzes Nordrhein-Westfalen (HeilBerG NRW) vom 9. Mai 2000 (GVBl. NRW 2000, 403), 
der nur bestimmt, dass die Berufsordnung von der zuständigen Kammer erlassen wird. Zwar folgt aus § 31 Abs. 1 
HeilBerG NRW, dass die Berufsordnung der näheren Regelung der in § 30 HeilBerG NRW aufgeführten Berufs-
pflichten dient. Diese umfassen aber ebenso wenig Beschränkungen von Zuwendungen auf den Todesfall durch 
Patienten wie die in § 32 HeilBerG NRW enthaltenen Vorgaben für Regelungsinhalte der Berufsordnungen. Danach 
fehlt es schon an einer Ermächtigung der Ärztekammer, um in ihrer Berufsordnung die Testierfreiheit der Patienten 
beschränkende Regelungen zu treffen. Jedenfalls können Patienten den Regelungen des Heilberufsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen weder den Zweck noch die Reichweite einer Ermächtigung für einen Eingriff in ihre Testier-
freiheit entnehmen. Insoweit fehlt es an der verfassungsrechtlich erforderlichen Vorhersehbarkeit der Folgen der 
Ermächtigung (vgl. Litzenburger, ZEV 2024, 174, 175 zu § 17 HessHeilberufsG). 
 

bb) Darüber hinaus greift eine auf § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä gestützte Unwirksamkeit letztwilliger Verfügungen 
zugunsten des behandelnden Arztes unverhältnismäßig in die Testierfreiheit des Patienten ein. Der Eingriff kann 
nicht mit Blick auf das Interesse des Patienten gerechtfertigt werden, eine Verfügung von Todes wegen frei von 
offenem oder verstecktem Druck des ihn behandelnden Arztes errichten zu können (vgl. BVerfG ZEV 1998, 312 
[juris Rn. 8]; OLG Frankfurt NJW 2015, 2351 [juris Rn. 13] jeweils zu § 14 HeimG a.F.). § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä, 
der sich allein an den behandelnden Arzt richtet, bezweckt keinen Schutz des Patienten vor unlauterer Einfluss-
nahme durch den Arzt bei der Errichtung letztwilliger Verfügungen. 
 

Stattdessen missachtet die Annahme einer auf § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä gestützten Unwirksamkeit letztwilliger 
Verfügungen eines Patienten zugunsten seines Arztes, dass nach den Umständen des Einzelfalls ein berechtigtes 
Interesse des Patienten an einer solchen letztwilligen Verfügung bestehen kann (Krätzschel NJW 2024, 1049; 
ebenso BVerfG ZEV 1998, 312 [juris Rn. 11] zu § 14 HeimG a.F.). Diese Beschränkung der Entscheidungsfreiheit 
des Patienten ist nicht durch den von § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä bezweckten Schutz des Ansehens und der Integrität 
der Ärzteschaft gerechtfertigt. Es fehlt schon an einer Möglichkeit, dem Interesse des Patienten an einer Zuwen-
dung zugunsten des Arztes im Einzelfall Rechnung zu tragen. Ein Erlaubnisvorbehalt, der die Prüfung dieses Inte-
resses im Einzelfall ermöglichen könnte (dazu OLG Frankfurt ZEV 2024, 174 Rn. 40; vgl. Kroiß in Kroiß/Horn/Sa-
lomon, NachfolgeR 3. Aufl. § 14 HeimG Rn. 7; Keim notar 2017, 119, 121; jeweils zu § 14 HeimG), ist in der 
Berufsordnung für Ärzte nicht vorgesehen. Ebenso wenig kann der Patient eine letztwillige Verfügung zugunsten 
des Arztes dadurch wirksam errichten, dass er die Verfügung ohne Wissen des Arztes errichtet (dazu BVerfG ZEV 
1998, 312 aaO). § 32 Abs. 1 Satz 1 BO-Ä unterscheidet seinem Wortlaut nach nicht zwischen dem Arzt bekannten 
Zuwendungen und solchen, die ohne sein Wissen veranlasst und ihm bis zum Tod des Patienten nicht bekannt 
gemacht werden. 
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III. Entgegen der Auffassung der Revisionserwiderung stellt sich das angefochtene Urteil auch nicht aus anderen 
Gründen im Sinne von § 561 ZPO als richtig dar. 
 

1. Das Vermächtnis zugunsten des Schuldners ist nicht gemäß den §§ 134, 2171 Abs. 1 BGB wegen Verstoßes 
gegen Vorschriften über Straftaten gegen den Wettbewerb unwirksam. Ein Verstoß gegen § 299 Abs. 1 oder 2 
StGB setzt ein Handeln im geschäftlichen Verkehr als Angestellter oder Beauftragter eines Unternehmens voraus. 
Dazu ist nichts vorgetragen. Der Unternehmensinhaber, der innerhalb seiner Vertragsfreiheit Verträge nach Belie-
ben schließen darf, ist vom Wortlaut der Vorschrift nicht erfasst (BGH, Beschluss vom 28. Juli 2021 - 1 StR 506/20, 
NStZ 2022, 413 Rn. 14 ff.). 
 

Die Strafbarkeit gemäß den §§ 299a, 299b StGB erfordert jeweils eine Bevorzugung eines anderen im inländischen 
oder ausländischen Wettbewerb, also eine sachfremde Entscheidung zwischen zumindest zwei Bewerbern, die 
Wettbewerb und Benachteiligung eines Konkurrenten voraussetzt (BGH, Beschluss vom 29. April 2015 - 1 StR 
235/14, NStZ-RR 2015, 278 [juris Rn. 55]). Dazu haben die Parteien ebenfalls nicht vorgetragen. Erfasst wird allein 
der Wettbewerb zwischen Unternehmen, nicht dagegen das Streben der Patienten nach bestmöglicher Behandlung 
(BT­Drucks. 18/6446 S. 18; LG Nürnberg-Fürth MedR 2022, 688 Rn. 48 ff.). Dementsprechend genügt ein etwaiger 
Wille des Patienten, durch seinen Arzt bestmöglich versorgt zu werden, für eine Strafbarkeit des Arztes nicht. 
 

2. Ein zur Unwirksamkeit des Vermächtnisses führender Verstoß gegen § 138 Abs. 1 oder 2 BGB lässt sich auf der 
Grundlage des bisherigen Parteivortrags nicht feststellen. Ohnehin kommt eine Einschränkung der Testierfreiheit 
eines Erblassers durch Anwendung der Generalklausel des § 138 Abs. 1 BGB nur in Betracht, wenn sich die Sit-
tenwidrigkeit auf eine klare, deutlich umrissene Wertung des Gesetzgebers oder allgemeine Rechtsauffassung 
stützen kann (Senatsurteil vom 20. Oktober 1993 - IV ZR 231/92, BGHZ 123, 368 unter III 2 c [juris Rn. 27]; BGH, 
Beschluss vom 24. Juli 2019 - XII ZB 560/18, ErbR 2020, 247 Rn. 15), wobei in diesen Fällen stets die Unwirksam-
keit des Rechtsgeschäfts und nicht dessen Rechtfertigung konkret begründet werden muss (BGH, Beschluss vom 
24. Juli 2019 aaO Rn. 14). Verstößt ein Rechtsgeschäft nicht bereits seinem Inhalt nach gegen die grundlegenden 
Wertungen der Rechts- oder Sittenordnung, muss zudem ein persönliches und vorwerfbares Verhalten hinzukom-
men (BGH, Urteil vom 16. Juli 2019 - II ZR 426/17, NJW 2019, 3635 Rn. 24), für das die Motive des Begünstigten, 
die von ihm verfolgten Zwecke und die Art und Weise seines Vorgehens von Bedeutung sind (Senatsurteil vom 4. 
Juli 1990 - IV ZR 121/89, FamRZ 1990, 1343 [juris Rn. 14]; vgl. auch BGH, Urteil vom 15. November 2022 - X ZR 
40/20, ZEV 2023, 239 Rn. 18). Ein solcher Vorwurf lässt sich auf die bislang vom Berufungsgericht getroffenen 
Feststellungen zu den Umständen des Zustandekommens der Vereinbarung vom Januar 2016 und zum Verhältnis 
zwischen dem Wert des vermachten Grundstücks und der vom Schuldner im Gegenzug zu erbringenden Leistun-
gen nicht stützen. 
 

3. Dem Kläger ist es schließlich nicht nach Treu und Glauben verwehrt, den Vermächtnisanspruch geltend zu 
machen. Das Berufen auf eine letztwillige Verfügung kann sich dann als unzulässige Rechtsausübung darstellen, 
wenn sie zwar nach den Verhältnissen zur Zeit ihrer Errichtung nicht gegen die guten Sitten verstößt, infolge später 
eingetretener Umstände aber nach dem Erbfall zu gegen die guten Sitten verstoßenden Auswirkungen führte (Se-
natsurteil vom 15. Februar 1956 - IV ZR 294/55, BGHZ 20, 71, 75 [juris Rn. 11]). Das ist weder durch das Beru-
fungsgericht festgestellt noch dem Vortrag der Parteien zu entnehmen. 
 

IV. Das angefochtene Urteil ist danach aufzuheben. Die Sache ist, da sie nicht entscheidungsreif ist, zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. Der Entscheidungsreife steht es ent-
gegen, wenn in der Revisionsinstanz ein Gesichtspunkt Bedeutung erlangt, den die Vorinstanzen für unmaßgeblich 
gehalten haben und hierzu neuer Sachvortrag auch nur möglich erscheint oder ein gerichtlicher Hinweis zu erteilen 
ist (BGH, Urt. v. 28.7..2016 - I ZR 9/15, NJW 2017, 806 Rn. 56). So liegt es hier. Die Feststellungen zu einer 
etwaigen Sittenwidrigkeit der Vermächtnisanordnung sind - aus der Sicht des Berufungsgerichts folgerichtig - er-
kennbar nicht abschließend. Nachdem sich die Vorinstanzen auf eine Unwirksamkeit wegen Verstoßes gegen ein 
gesetzliches Verbot konzentriert haben, ist insoweit außerdem den Parteien Gelegenheit zu ergänzendem Vortrag 
zu geben.
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BFH II. Senat    20.11.2024     II R 38/22 
 

Anwendung geschlechterdifferenzierender Sterbetafeln im Rahmen der Bewertung für Zwecke der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer  

 

Leitsatz 
 

Die Anwendung geschlechterdifferenzierender Sterbetafeln bei der Bewertung lebenslänglicher Nutzungen und 
Leistungen für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer im Rahmen von § 14 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes 
verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes.  
 

Sachverhalt 
 

I. Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) sowie seine beiden Geschwister schlossen mit ihrem Vater (V) am 
...2014 einen notariell beurkundeten Vertrag zur vorweggenommenen Erbfolge, mit dem V ihnen zum 01.05.2014 
jeweils 23,33 % seiner Anteile an der ... GmbH (GmbH) übertrug. An den übertragenen Geschäftsanteilen behielt 
sich V den lebenslangen unentgeltlichen Nießbrauch vor. Eine Gegenleistung für den Erwerb der Geschäftsanteile 
hatten der Kläger und seine Geschwister nicht zu erbringen. Zu einer Ausgleichung nach den §§ 2050 ff. des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) waren sie nicht verpflichtet. In § 4 des notariellen Vertrags wurde vereinbart, 
dass der Nießbraucher während der Dauer des Nießbrauchs alle mit den übertragenen Geschäftsanteilen verbun-
denen Lasten, insbesondere fällig werdende Einlagen und Nachschüsse, zu tragen hat. 
 

Mit Bescheid vom 23.08.2021 setzte der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) Schenkungsteuer in 
Höhe von 1.918 € gegenüber dem Kläger fest. Dabei legte das FA für die an den Kläger übertragenen Anteile einen 
Wert in Höhe von 781.864 € zugrunde. Dieser Wert beruhte auf einem Bescheid des für die GmbH zuständigen 
Belegenheitsfinanzamts vom 23.06.2021 über die gesonderte und einheitliche Feststellung nach § 151 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 3 des Bewertungsgesetzes (BewG). Von dem Anteilswert brachte das FA den Kapitalwert des Nießbrauchs-
rechts des V in Höhe von 354.406 € in Abzug, so dass sich der Wert des Erwerbs auf 427.458 € belief. Zur Ermitt-
lung dieses Kapitalwerts setzte es den Jahreswert des Nießbrauchs gemäß § 16 BewG mit 1/18,6 des Werts der 
übertragenen Anteile an (781.864 € : 18,6 = 42.036 €) und multiplizierte diesen Betrag gemäß § 14 Abs. 1 BewG 
mit dem sich aus der amtlichen Sterbetafel ergebenden Vervielfältiger von 8,431 aufgrund des im Zeitpunkt der 
Schenkung vollendeten 74. Lebensjahres des V als Nießbrauchsberechtigtem. 
 

Die gegen den Schenkungsteuerbescheid vom 23.08.2021 vom Kläger mit Zustimmung des FA erhobene Sprung-
klage wies das Finanzgericht (FG) ab. Die Urteilsgründe sind in Entscheidungen der Finanzgerichte 2023, 243 
veröffentlicht. 
 

Mit der gegen das FG-Urteil erhobenen Revision rügt der Kläger die Verletzung materiellen Rechts. 
 

Er vertritt die Auffassung, dass bei der Berechnung des Kapitalwerts des Nießbrauchs ein höherer Vervielfältiger 
hätte verwendet werden müssen. § 14 BewG enthalte einen "logischen Bruch", da nach Absatz 1 der Vorschrift der 
Vervielfältiger nach der statistischen Lebenserwartung bemessen werde, in Fällen jedoch, in denen sich das Ster-
berisiko innerhalb kurzer Zeit verwirkliche, nach Absatz 2 der Vorschrift der Kapitalwert nach der tatsächlichen 
Laufzeit zu bestimmen sei. Wenn die Ermittlung des Kapitalwerts nach der statistischen Lebenserwartung erfolge, 
von vornherein aber nur solche Sterbefälle berücksichtigt würden, die nach einer bestimmten Mindestdauer einge-
treten seien, sei der in den Tabellen nach § 14 Abs. 1 BewG ermittelte Wert mathematisch falsch. Außerdem 
verstoße die Verwendung geschlechterdifferenzierender Sterbetafeln bei der Bewertung des Nießbrauchs gegen 
das Diskriminierungsverbot aus Art. 3 Abs. 3 des Grundgesetzes (GG), weil der Gesetzgeber im Rahmen des § 14 
BewG nicht berechtigt sei, das Geschlecht bei der Anwendung der Sterbetafeln mit steuerlicher Wirkung zu be-
rücksichtigen. 
 

Der Kläger beantragt,die Vorentscheidung aufzuheben und den Schenkungsteuerbescheid vom 23.08.2021 dahin 
abzuändern, dass die Schenkungsteuer auf 0 € festgesetzt wird. 
 

Das FA beantragt,die Revision als unbegründet zurückzuweisen. 
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Entscheidungsgründe 
 

II. Die Revision ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). 
 

Das FG hat zu Recht entschieden, dass die Übertragung der GmbH-Anteile auf den Kläger aufgrund des notariellen 
Vertrags vom ...2014 gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-
gesetzes (ErbStG) der Schenkungsteuer unterliegt (unter 1.). Bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs hat 
es den Kapitalwert des Vorbehaltsnießbrauchs zutreffend gemäß § 14 BewG ermittelt und in Abzug gebracht (unter 
2. und 3.). Die von dem Kläger erhobenen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Vorschrift des § 14 BewG 
greifen nicht durch (unter 4.). Auch ein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht ist nicht ersichtlich (unter 5.). 
 

1. Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG unterliegt der Schenkungsteuer jede freigebige Zuwen-
dung unter Lebenden, soweit der Bedachte durch sie auf Kosten des Zuwendenden bereichert wird. Die Übertra-
gung der GmbH-Anteile auf den Kläger aufgrund des notariell beurkundeten Vertrags vom ...2014 erfüllt diese 
Voraussetzungen. Die Übertragung der Geschäftsanteile auf den Kläger stellt eine freigebige Zuwendung dar, da 
sie nicht von einer Gegenleistung des Klägers abhängig war, sondern unentgeltlich erfolgte. Insbesondere waren 
nach § 4 des notariellen Vertrags vom ...2014 während der Dauer des Nießbrauchs sämtliche mit den übertragenen 
Geschäftsanteilen verbundenen Lasten, die sonst auf die GmbH-Gesellschafter und damit auch auf den Kläger 
entfallen wären, abweichend von der gesetzlichen Lastenverteilung von V zu tragen. 
 

2. Das FG ist zu Recht davon ausgegangen, dass das FA bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs gemäß 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG den Kapitalwert des Nießbrauchs des V zutreffend in Abzug gebracht 
hat. 
 

a) Als steuerpflichtiger Erwerb im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 ErbStG gilt nach § 10 Abs. 1 Satz 1 ErbStG die 
Bereicherung des Erwerbers, soweit diese nicht steuerfrei ist. Die Belastung mit einem Nießbrauch mindert die 
Bereicherung des Bedachten. Daher ist bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs die aus einem Vorbehalts-
nießbrauch erwachsende Belastung des zugewendeten Gegenstandes abzuziehen (vgl. Urteil des Bundesfinanz-
hofs --BFH-- vom 28.05.2019 - II R 4/16, BFHE 265, 408, BStBl II 2020, 326 zur Schenkung eines Grundstücks 
unter dem Vorbehalt des Nießbrauchs). Ob der Nießbrauch an einer Sache (§ 1030 BGB) oder, wie im Streitfall, 
an einem GmbH-Anteil (§ 1068 BGB) bestellt wird, ist ohne Bedeutung. 
 

b) Aus § 25 Abs. 1 ErbStG a.F., wonach der Erwerb von Vermögen, dessen Nutzungen dem Schenker zustanden, 
ohne Berücksichtigung dieser Belastungen besteuert wurde und die Steuer, die auf den Kapitalwert dieser Belas-
tungen entfiel, bis zu deren Erlöschen zinslos gestundet wurde, folgt nichts anderes. Die Vorschrift ist durch das 
Erbschaftsteuerreformgesetz vom 24.12.2008 (BGBl I 2008, 3018, BStBl I 2009, 140) aufgehoben worden und gilt 
nur noch für Erwerbsvorgänge, für die die Steuer bis zum 31.12.2008 entstanden ist (BFH-Urteil vom 28.05.2019 - 
II R 4/16, BFHE 265, 408, BStBl II 2020, 326, Rz 16 f.). Sie findet daher im Streitfall, wovon auch das FG still-
schweigend ausgegangen ist, keine Anwendung. 
 

3. Wie vom FG zu Recht erkannt, hat das FA den Kapitalwert des Nießbrauchs des V auch der Höhe nach zutref-
fend gemäß § 14 Abs. 1 BewG ermittelt. 
 

a) Die Bewertung des bei der Zuwendung der GmbH-Anteile vorbehaltenen Nießbrauchs richtet sich gemäß § 12 
Abs. 1 ErbStG nach den Vorschriften des Ersten Teils des Bewertungsgesetzes. Der Kapitalwert lebenslänglicher 
Nutzungen und Leistungen ist nach § 14 Abs. 1 Satz 1 BewG mit dem Vielfachen des Jahreswerts nach Maßgabe 
der Sätze 2 bis 4 anzusetzen. Die Vervielfältiger sind nach der Sterbetafel des Statistischen Bundesamtes zu 
ermitteln und ab dem 1. Januar des auf die Veröffentlichung der Sterbetafel durch das Statistische Bundesamt 
folgenden Kalenderjahres anzuwenden (§ 14 Abs. 1 Satz 2 BewG). Hat eine nach § 14 Abs. 1 BewG bewertete 
Nutzung oder Leistung bei einem Alter von mehr als 70 Jahren bis zu 75 Jahren nicht mehr als fünf Jahre bestanden 
und beruht der Wegfall der Verpflichtung auf dem Tod des Berechtigten oder Verpflichteten, ist nach § 14 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 6 BewG die Festsetzung der nicht laufend veranlagten Steuern auf Antrag nach der wirklichen Dauer 
der Nutzung oder Leistung zu berichtigen. Ist eine Last weggefallen, so bedarf die Berichtigung nach § 14 Abs. 2 
Satz 3 BewG keines Antrags. 
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b) Nach Maßgabe dieser gesetzlichen Regelungen ist die Berechnung des Kapitalwerts des Nießbrauchs durch 
das FA nicht zu beanstanden. 
 

aa) Das FA hat den Kapitalwert des Nießbrauchs in der Weise berechnet, dass es den der Höhe nach unstreitigen 
Jahreswert des Nießbrauchs an den übertragenen GmbH-Anteilen in Höhe von 42.036 € mit einem Vervielfältiger 
in Höhe von 8,431 multipliziert hat. Diese Berechnung entspricht den gesetzlichen Vorgaben aus § 14 Abs. 1 Satz 
2 und 4 BewG. Im Hinblick darauf, dass die Übertragung der GmbH-Anteile auf den Kläger mit Wirkung zum 
01.05.2014 erfolgte, ergibt sich der anzuwendende Vervielfältiger aus der am 02.10.2012 veröffentlichten Sterbe-
tafel 2009/2011 des Statistischen Bundesamtes (vgl. § 14 Abs. 1 Satz 4 BewG i.V.m. Schreiben des Bundesminis-
teriums der Finanzen --BMF-- vom 26.10.2012, BStBl I 2012, 950). Denn da für das Jahr 2013 keine aktuelle 
Sterbetafel veröffentlicht wurde, sind die Vervielfältiger zur Berechnung des Kapitalwerts lebenslänglicher Nutzun-
gen oder Leistungen, die nach der am 02.10.2012 veröffentlichten Sterbetafel 2009/2011 zugrunde zu legen sind, 
auch für Bewertungsstichtage vom 01.01.2014 bis zum 31.12.2015 und damit auch im Streitfall anzuwenden (vgl. 
§ 14 Abs. 1 Satz 4 BewG i.V.m. BMF-Schreiben vom 13.12.2013, BStBl I 2013, 1609). Aus der danach für den 
01.05.2014 maßgebenden Sterbetafel ist zur Ermittlung einer lebenslangen Nutzung für einen im Bewertungszeit-
punkt 74-jährigen Mann im Hinblick auf dessen (voraussichtliche) Lebenserwartung von 11,21 Jahren der Verviel-
fältiger in Höhe von 8,431 heranzuziehen. 
 

bb) Die tatbestandlichen Voraussetzungen für eine von § 14 Abs. 1 Satz 2 BewG abweichende Bestimmung des 
Vervielfältigers nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 BewG hat das FA zutreffend nicht als erfüllt angesehen, weil nach 
den Feststellungen des FG das Nießbrauchsrecht des V mehr als fünf Jahre nach der Ausführung der Schenkung 
zum 01.05.2014 bestanden hat. 
 

cc) Ebenso hat das FA zu Recht davon abgesehen, bei der Berechnung des Kapitalwerts des Nießbrauchs den 
vom Kläger geltend gemachten Vervielfältiger von 9,509 anzusetzen. Soweit der Kläger sich zur Begründung des 
von ihm errechneten Vervielfältigers darauf beruft, dass Sterbefälle, die innerhalb des Korrekturzeitraums des § 14 
Abs. 2 BewG erfolgen, bei einer "schlichten" Anwendung des § 14 Abs. 1 BewG doppelt berücksichtigt würden und 
daher nur solche Sterbefälle in die Berechnung des "mathematisch richtigen" Vervielfältigers einfließen dürften, die 
nach Ablauf dieses Korrekturzeitraums eingetreten seien, vermag sich der Senat dieser Betrachtungsweise nicht 
anzuschließen. Der Gesetzgeber hat mit der Regelung in § 14 Abs. 1 Satz 2 BewG seinen Willen zum Ausdruck 
gebracht, dass bei der (schätzweisen) Ermittlung des Kapitalwerts lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen 
hinsichtlich der voraussichtlichen Lebenserwartung auf die jeweils aktuelle Sterbetafel des Statistischen Bundes-
amtes zurückzugreifen ist (vgl. BTDrucks 16/7918, S. 39). Zwar ist die Nutzung oder Leistung gemäß § 14 Abs. 4 
Satz 1 BewG mit dem gemeinen Wert anzusetzen, wenn dieser geringer oder höher ist als der Wert, der sich nach 
Absatz 1 ergibt. Die Vorschrift ermöglicht jedoch lediglich den Ansatz eines "nachweislich" abweichenden Werts, 
was gleichzeitig bedeutet, dass es sich um einen tatsächlichen Wert handeln muss (BFH-Beschluss vom 
17.05.2023 - II B 82/22, BFH/NV 2023, 945, Rz 13). Der Kläger knüpft demgegenüber mit seiner Wertermittlungs-
methode nicht an einen nachweislich anderen Wert zum Wertermittlungsstichtag an, sondern legt seiner Berech-
nung des Vervielfältigers eine Verbindung aus tatsächlich zurückgelegter Lebenszeit (dem durch § 14 Abs. 2 BewG 
vorgegebenen Berichtigungszeitraum) und einer statistischen Lebenserwartung zu einem späteren Zeitpunkt (dem 
Ende des Berichtigungszeitraums) zugrunde. Damit ersetzt er die gesetzliche Typisierung durch eine andere Typi-
sierung auf abweichenden Berechnungsgrundlagen, was in § 14 Abs. 4 Satz 1 BewG keine Grundlage findet. 
Entgegen der Auffassung des Klägers kommt es bei Anwendung der gesetzlichen Regelungen auch nicht zu einer 
Doppelerfassung von Sterbefällen (vgl. hierzu bereits BFH-Beschluss vom 17.05.2023 - II B 82/22, BFH/NV 2023, 
945, Rz 15). 
 

Hinzu kommt, dass die Argumentation des Klägers darauf hinausläuft, dass bei der Ermittlung des Kapitalwerts 
des Nießbrauchs von einer höheren Lebenserwartung des V auszugehen wäre als diejenige, die sich nach der 
gemäß § 14 Abs. 1 Satz 2 und 4 BewG maßgebenden Sterbetafel für 74-jährige Männer ergibt (13,28 Jahre statt 
11,21 Jahre). Der Nachweis eines vom Kapitalwert abweichenden gemeinen Werts mit der Begründung, es sei mit 
einer kürzeren oder längeren Lebensdauer zu rechnen, als sie den Vervielfältigern des § 14 Abs. 1 BewG ent-
spricht, ist jedoch nach § 14 Abs. 4 Satz 2 BewG kraft Gesetzes ausgeschlossen. Es bedarf vor diesem Hintergrund 
auch keiner Entscheidung der Frage, ob die Prämisse des Klägers, aus mathematisch-logischen Gründen sei eine 
Korrektur der sich aus § 14 Abs. 1 BewG ergebenden Berechnung des Kapitalwerts lebenslänglicher Leistungen 
und Nutzungen geboten, zutrifft. An die gesetzlich vorgegebene Berechnungsmethodik sind die Verwaltung und 
die Gerichte nach dem Vorbehalt des Gesetzes gemäß Art. 20 Abs. 3 GG gebunden. Der von dem Kläger 
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errechnete Vervielfältiger wäre daher selbst dann nicht zugrunde zu legen, wenn er gegenüber dem sich aus § 14 
Abs. 1 Satz 2 BewG ergebenden Vervielfältiger in mathematisch-logischer Hinsicht vorzugswürdig wäre. 
 

4. Eine Aussetzung des Verfahrens gemäß § 74 FGO und eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
zur verfassungsgerichtlichen Prüfung, ob § 14 Abs. 1 BewG mit Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG vereinbar ist, kommt nicht 
in Betracht. Der Senat ist nicht davon überzeugt, dass die Ermittlung des Kapitalwerts von lebenslänglichen Nut-
zungen und Leistungen nach unterschiedlichen Vervielfältigern für Männer und Frauen gegen Art. 3 Abs. 3 Satz 1 
GG verstößt. 
 

a) Nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG darf niemand wegen seines Geschlechts benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Die Vorschrift konkretisiert und verstärkt den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Das Geschlecht 
darf grundsätzlich nicht als Anknüpfungspunkt für eine rechtliche Ungleichbehandlung herangezogen werden. Das 
gilt auch dann, wenn die Regelung nicht unmittelbar auf eine nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG verbotene Ungleichbe-
handlung angelegt ist, sondern in erster Linie andere Ziele verfolgt. An das Geschlecht anknüpfende differenzie-
rende Regelungen sind mit Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG grundsätzlich nur dann vereinbar, wenn und soweit sie zur 
Lösung von Problemen, die ihrer Natur nach entweder nur bei Männern oder nur bei Frauen auftreten können, 
zwingend erforderlich sind. Ausnahmsweise können sie auch durch sonstige Sachgründe zu rechtfertigen sein, die 
jedoch von erheblichem Gewicht sein müssen (vgl. z.B. BVerfG-Beschlüsse vom 14.04.2010 - 1 BvL 8/08, BVerfGE 
126, 29 und vom 10.07.2012 - 1 BvL 2/10, 1 BvL 3/10, 1 BvL 4/10, 1 BvL 3/11, BVerfGE 132, 72, m.w.N.). Soweit 
die Regelungen nicht unerlässlich sind, um geschlechtsbezogenen Besonderheiten oder sonstigen zwingenden 
Gründen Rechnung zu tragen, kommt die Rechtfertigung einer geschlechterbedingten Ungleichbehandlung im 
Wege der Abwägung mit kollidierendem Verfassungsrecht unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismä-
ßigkeit in Betracht (vgl. BVerfG-Urteil vom 22.11.2023 - 1 BvR 2577/15, 1 BvR 2578/15, 1 BvR 2579/14, BVerfGE 
167, 239, Rz 59 zu Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG). 
 

b) Bestimmt der Gesetzgeber eine Gruppe nach sachlichen Merkmalen, die nicht in Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG genannt 
sind, so ist diese Regelung an Art. 3 Abs. 1 GG zu messen. Etwas anderes gilt, wenn der vom Gesetzgeber ge-
wählte, durch Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG nicht verbotene sachliche Anknüpfungspunkt in der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit weitgehend nur für eine Gruppe zutrifft oder die differenzierende Regelung sich weitgehend nur auf eine 
Gruppe im Sinne einer faktischen Benachteiligung auswirkt, deren Ungleichbehandlung nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 
GG untersagt ist (mittelbare Diskriminierung). Eine Anknüpfung an das Geschlecht kann deshalb auch dann vor-
liegen, wenn eine geschlechtsneutral formulierte Regelung überwiegend Personen eines Geschlechts trifft und dies 
auf natürliche oder gesellschaftliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern zurückzuführen ist (vgl. BVerfG-
Beschlüsse vom 18.06.2008 - 2 BvL 6/07, BVerfGE 121, 241, Rz 49 und vom 10.07.2012 - 1 BvL 2/10, 1 BvL 3/10, 
1 BvL 4/10, 1 BvL 3/11, BVerfGE 132, 72, Rz 57, m.w.N.). 
 

c) Nach diesen verfassungsrechtlichen Grundsätzen ist die durch § 14 Abs. 1 BewG vorgegebene Ermittlung des 
Kapitalwerts von lebenslänglichen Nutzungen und Leistungen nach unterschiedlichen Vervielfältigern für Männer 
und Frauen am Maßstab des Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG zu messen. 
 

aa) Zwar führt die Heranziehung der nach dem Geschlecht differenzierenden Sterbetafeln im vorliegenden Fall 
nicht zu einer Benachteiligung des Klägers aufgrund seines eigenen Geschlechts im Sinne des Art. 3 Abs. 3 Satz 
1 GG, denn die Ermittlung des Kapitalwerts des Nießbrauchs bei der Festsetzung der Schenkungsteuer erfolgt im 
Streitfall nicht in Abhängigkeit von seinem Geschlecht, sondern dem Geschlecht (und Lebensalter) des V als Nieß-
brauchsberechtigten. Wäre Empfänger der zugewendeten nießbrauchsbelasteten Anteile eine Frau, wäre für den 
vorbehaltenen Nießbrauch kein anderer Kapitalwert zu berücksichtigen als derjenige, der im Streitfall beim Kläger 
in Ansatz gebracht worden ist. 
 

bb) Indem § 14 Abs. 1 BewG zur Bestimmung der Vervielfältiger, die bei der Ermittlung des Kapitalwerts eines 
lebenslänglichen Nießbrauchs anzuwenden sind, unmittelbar an die sich aus den Sterbetafeln ergebende statis-
tisch unterschiedliche Lebenserwartung von Männern und Frauen anknüpft (vgl. § 14 Abs. 1 Satz 4 BewG), führt 
die Regelung jedoch insoweit zu einer geschlechterbedingten Ungleichbehandlung von Männern und Frauen, als 
der zu versteuernde Kapitalwert des Nießbrauchs zugunsten einer Frau aufgrund ihrer statistisch höheren Lebens-
erwartung entsprechend höher ausfällt als bei einem (gleichaltrigen) Mann. Jedenfalls in dieser Fallkonstellation 
bewirkt die Vorschrift daher eine ungleiche steuerliche Behandlung, die einer unmittelbaren Benachteiligung wegen 
des eigenen Geschlechts im Sinne des Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG gleichsteht. 
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d) Nach Auffassung des Senats ist diese geschlechterbedingte Differenzierung im Rahmen der Bewertung für 
Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer jedoch verfassungsrechtlich gerechtfertigt. 
 

aa) Die Verwendung der geschlechterdifferenzierenden Sterbetafeln im Rahmen von § 14 Abs. 1 BewG dient einem 
legitimen Ziel mit Verfassungsrang, nämlich die Kapitalwerte lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen für Zwe-
cke der Erbschaft- und Schenkungsteuer mit zutreffenden Werten zu erfassen und entsprechend dem Leistungs-
fähigkeitsgrundsatz der Besteuerung zugrunde zu legen. Im Hinblick auf die der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
zugrunde liegende gesetzgeberische Belastungsentscheidung, den durch Erbfall oder Schenkung anfallenden Ver-
mögenszuwachs und die dadurch eintretende Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Erwerbers zu 
besteuern, erfordert eine gleichheitsgerechte Belastung der Steuerpflichtigen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 GG, dass 
für die zu einer Erbschaft oder Schenkung gehörenden Wirtschaftsgüter Bemessungsgrundlagen gefunden wer-
den, die deren Werte zutreffend und in ihrer Relation realitätsgerecht abbilden. Eine diesem Gebot genügende 
Erbschafts- und Schenkungsbesteuerung ist wegen der beschriebenen Belastungsentscheidung des Gesetzge-
bers nur dann gewährleistet, wenn sich das Gesetz auf der Bewertungsebene am tatsächlichen (gemeinen) Wert 
als dem maßgeblichen Bewertungsziel orientiert. Nur dieser bildet den durch den Substanzerwerb vermittelten 
Zuwachs an Leistungsfähigkeit zutreffend ab und ermöglicht eine gleichheitsgerechte Ausgestaltung der Belas-
tungsentscheidung (vgl. hierzu BVerfG-Beschluss vom 07.11.2006 - 1 BvL 10/02, BVerfGE 117, 1, Rz 101 ff., 107). 
 

bb) Die Verwendung geschlechterdifferenzierender Sterbetafeln ist zur Förderung des verfassungsrechtlich gebo-
tenen Regelungsziels, eine möglichst realitätsgerechte Bewertung lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen für 
Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer zu gewährleisten, auch geeignet und erforderlich. 
 

Da sich die Vergleichsgruppe der Frauen von der Vergleichsgruppe (gleichaltriger) Männer ausweislich der Ster-
betafeln durch eine statistisch höhere Lebenserwartung unterscheidet, führt die Verwendung geschlechtsspezifisch 
unterschiedlicher Vervielfältiger bei der Ermittlung des Kapitalwerts lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen zu 
genaueren und in ihrer Relation realitätsgerechteren Bewertungsergebnissen als die Verwendung von um das Ge-
schlecht bereinigten Vervielfältigern. Es ist nicht ersichtlich, dass eine ebenso realitätsgerechte Schätzung der 
voraussichtlichen Dauer lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen durch eine andere, gleich wirksame Regelung 
auf der Bewertungsebene, die nicht an das Geschlecht der jeweils berechtigten Person anknüpft, erreicht werden 
könnte. Da die statistische Lebenserwartung ausgehend von einem bestimmten Lebensalter je nach Geschlecht 
unterschiedlich hoch ist, kann der tatsächliche Wert lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen vielmehr nur bei 
Zugrundelegung geschlechtsspezifisch unterschiedlicher Sterbetafeln und daraus abgeleiteten Vervielfältigern an-
näherungsweise ermittelt werden. 
 

cc) Die mit der Verwendung geschlechtsspezifisch unterschiedlicher Sterbetafeln verfolgten verfassungsrechtli-
chen Ziele stehen nicht außer Verhältnis zu den mit einer solchen Regelung verbundenen Nachteilen. 
 

Bei der gebotenen Abwägung ist zu berücksichtigen, dass sich in Abhängigkeit von der jeweiligen Fallkonstellation 
die Anwendung der geschlechterdifferenzierenden Sterbetafeln für den Steuerpflichtigen steuerlich günstiger oder 
ungünstiger auswirken kann. So ist der zu versteuernde Kapitalwert bei der Zuwendung eines Nießbrauchs an eine 
Frau aufgrund ihrer statistisch längeren Lebenserwartung höher zu bewerten als bei der Zuwendung eines Nieß-
brauchs an einen Mann, was zu einer entsprechend höheren Schenkungsteuer führt. Spiegelbildlich wirkt sich bei 
einer Schenkung unter Abzug des Kapitalwerts des Nießbrauchs die Anwendung der geschlechtsspezifisch unter-
schiedlichen Vervielfältiger zum Nachteil aus, wenn es sich bei dem Schenker um einen Mann handelt, da der 
Kapitalwert des Nießbrauchs aufgrund seiner kürzeren Lebenserwartung in geringerem Maße steuermindernd in 
Abzug zu bringen ist als bei einer Schenkung durch eine Frau. 
 

dd) Danach ergibt die gebotene Abwägung, dass das verfassungsrechtliche Erfordernis einer möglichst genauen 
Erfassung der Kapitalwerte für Zwecke der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit das Interesse an einer ge-
schlechtsneutralen Bewertung überwiegt. Ließe man die statistisch unterschiedliche Lebenserwartung zwischen 
den Geschlechtern aus außersteuerlichen Gründen wegen Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG außer Betracht, indem man der 
Bewertung eine um das Geschlecht bereinigte und somit auf einem Mittelwert basierende Sterbetafel zugrunde 
legte, hätte dies zur Folge, dass der mit einer Erbschaft oder Schenkung verbundene Vermögenszuwachs nicht 
mehr (annäherungsweise) gemäß seinem tatsächlichen Wert erfasst und der daraus resultierende Zuwachs an 
Leistungsfähigkeit im Rahmen der Bemessungsgrundlage nicht mehr hinreichend genau abgebildet werden würde. 
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Bei der Abwägung ist zudem zu berücksichtigen, dass der sich bei Verwendung geschlechtsspezifischer Verviel-
fältiger ergebende höhere Kapitalwert des Zuwendungsnießbrauchs einer Frau lediglich Ausdruck einer höheren 
Bereicherung ist, weil statistisch betrachtet mit der höheren Lebenserwartung eine längere Dauer der Berechtigung 
einhergeht. Durch die Anwendung der geschlechterdifferenzierenden Sterbetafeln im Rahmen des § 14 Abs. 1 
BewG soll daher gerade eine wirtschaftliche Gleichbehandlung von Männern und Frauen erreicht werden (vgl. 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 05.09.2013 - 2 C 47.11, Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht - Recht-
sprechungs-Report 2014, 394, Rz 32). 
 

ee) Es handelt sich zwar um eine rein statistische Gleichbehandlung, weil die tatsächliche Lebensdauer von der 
bei der Bildung der Vervielfältiger unterstellten durchschnittlichen Lebensdauer abweichen kann. Gleichwohl legt 
der Gesetzgeber mit der Anknüpfung an die geschlechtsspezifisch unterschiedliche Lebenserwartung im maßge-
benden Bewertungszeitpunkt realitätsgerecht den typischen Fall zugrunde, was insbesondere durch die Heranzie-
hung der jeweils aktuellsten Sterbetafel im Rahmen von § 14 Abs. 1 Satz 2 BewG erreicht wird (vgl. Begründung 
zum Reichsbewertungsgesetz, RStBl 1935, 161, 163; vgl. auch BFH-Urteil vom 31.10.1969 - III R 45/66, BFHE 97, 
558, BStBl II 1970, 196, Rz 10). Atypischen Fällen, in denen die Dauer der Nutzung oder Leistung tatsächlich 
wesentlich kürzer ist als die nach der unterstellten Lebenserwartung zugrunde gelegte Laufzeit, trägt der Gesetz-
geber durch die Berichtigung im Rahmen der Anwendung von § 14 Abs. 2 BewG hinreichend Rechnung. Ange-
sichts dessen ist der Senat der Auffassung, dass mit der Heranziehung der geschlechterdifferenzierenden Sterbe-
tafeln im Rahmen von § 14 Abs. 1 BewG die verfassungsrechtliche Grenze der Zumutbarkeit nicht überschritten 
wird. 
 

5. Auch ein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht ist nicht ersichtlich. Insbesondere ist der Anwendungsbereich des 
vom Kläger angeführten primärrechtlichen Grundsatzes der Entgeltgleichheit aus Art. 157 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) im Streitfall nicht eröffnet (vgl. z.B. Urteil des Gerichtshofs der Eu-
ropäischen Union Kowalska/Freie und Hansestadt Hamburg vom 27.06.1990 - C-33/89, EU:C:1990:265). Art. 157 
Abs. 1 AEUV gewährt keinen allgemeinen Gleichbehandlungsanspruch, sondern beschränkt ihn auf das Entgelt 
im Sinne des Art. 157 Abs. 2 AEUV (Krebber in Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 6. Aufl., Art. 157 AEUV Rz 20, m.w.N.). 
Auf die Ermittlung des Kapitalwerts lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen nach § 14 Abs. 1 BewG für Zwecke 
der Besteuerung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2, § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG ist diese Regelung nicht übertragbar. Im Streitfall 
anwendbare sekundärrechtliche Vorschriften, die zu einem anderen Ergebnis führen könnten, sind ebenfalls nicht 
ersichtlich. 
 

6. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO 


